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I. 


Man  ist  gewohnt,  die  Gesetze  zum  Schutze  der  Arbeiter  als 
Konzessionen  an  die  Arbeiterklasse  zu  betrachten , welche  zum 
Schaden  des  Gemeinwesens  und  der  kapitalbesitzenden  Klassen 
jener  allein  zu  Gute  kämen.  Diese  Anschauung  ist  eine  ganz 
falsche.  Allerdings  mussten  alle  Arbeitsgesetze  bisher  von  den 
Arbeitern  den  herrschenden  Klassen  mehr  oder  weniger  abgerungen 
werden,  aber  trotzdem  haben  sie  nicht  nur  einseitig  denen  genützt, 
zu  deren  Vortheile  sie  erlassen  wurden,  sondern  sie  haben  auch  für 
2 den  Staat,  in  gewisser  Beziehung  sogar  für  die  Besitzenden,  wohlthätige 
r Folgen  nach  sich  gezogen  ; wenn  sich  dieselben  bisher  wenig  bemerkbar 
machten,  so  ist  dies  nicht  verschuldet  durch  die  Arbeitsgesetzgebung 
als  solche , sondern  einzig  und  allein  dadurch , dass  dieselbe  noch 
viel  zu  unvollständig  und  lückenhaft  ist,  um  alles  das  erfüllen  zu 
können,  was  man  von  ihr  zu  fordern  berechtigt  ist.  Die  Arbeits- 
c gesetzgebung  hat  sich  nicht  deshalb  wenig  vortheilhaft  gezeigt,  weil 
—sie  der  Produktion  Fesseln  anlegt,  sondern  weil  sie  der  Produktion 
^zu  wenig  Fesseln  anlegt. 

Nicht  die  Arbeiter  allein , auch  das  gesammte  Staatswesen 
* leidet  unter  den  verderblichen  Folgen  der  schrankenlosen  Produk- 
tionsweise. Einige  wenige  Beispiele  werden  genügen,  das  darzuthun. 
-Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Staates  besteht  sicher  darin, 
^die  sittliche  Gesundheit  seiner  Bürger  zu  wahren.  Diese  Aufgabe 
.vernachlässigt  er  in  der  unverantwortlichsten  Weise,  so  lange  er 
'das  heute  herrschende  System  der  Frauenarbeit  in  den  Fabriken 
Aufrecht  erhält.  Mit  Recht  sagte  bei  der  Berathung  des  eidgenössi- 
schen Fabrikgesetzes  vor  dem  Nationalrath  in  der  Schweiz  der  Re- 
ferent der  Kommission  Künzli:  „Man  klagt  über  die  Zunahme  des 
sittlichen  Verfalles.  Aber  wenn  Vater  und  Mutter  den  ganzen  Tag 
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ihre  Kinder  nicht  sehen  — fortgehen,  wenn  sie  noch  schlafen  und 
heimkehren , wenn  sie  wieder  schlafen  — , dann  ist  ein  gesundes 
Familienleben,  die  Hauptstütze  der  Sittlichkeit,  nicht  denkbar.  Wie 
sollen  unter  solchen  Umständen  die  Eltern  einen  Einfluss  auf  ihre 
Kinder  haben?  Wenn  aber  die  Familie  ihren  sittlichen  Halt  ver- 
loren hat,  dann  ist  auch  der  Staat  in  seinen  Grundfesten  erschüttert. 
Und  wenn  der  Staat  der  übermässigen  Ausbeutung  der  Arbeiter  in 
den  Fabriken  nicht  ein  Ziel  steckt,  dann  treiben  wir  unabweisbar 
sozialen  Katastrophen  entgegen.“ 

Der  Direktor  der  neuenburgischen  Strafanstalt,  Dr.  Guillaume, 
hat  berechnet,  dass  von  den  aus  fünf  schweizerischen  Strafanstalten 
von  ihm  zusammengestellten  1283  Gefangenen  blos  der  zwanzigste 
Th  eil  bis  zum  fünften  Lebensjahre  bei  den  Eltern  gewesen,  somit 
den  Anfang  einer  leidlichen  Erziehung  genossen  habe.  Den  grossen 
Einfluss  der  elterlichen  Erziehung  auf  die  Sittlichkeit  ersieht  man 
ferner  aus  der  ungeheuren  Kriminalität  der  Findelkinder.  Nach 
dem  21.  Report  of  the  prison  association  of  New-York  1865  waren 
unter  633  Gefangenen  343,  also  54  Proz.,  elternlose  Kinder.  Mar- 
beau  führte  in  Frankreich  den  statistischen  Nachweis,  dass  daselbst 
auf  100  Eingekerkerte  15  einst  von  ihren  Müttern  verlassene  Kinder 
kämen.  ,,La  chance  du  crime,“  so  klagt  er  die  Gesellschaft  an, 
,,est  sextuple  pour  eux.  Sur  quatre  enfants  abandonnes  trois  meu- 
rent  avant  douze  ans  et  le  quatrieme  semble  voue  au  mal.“ 
A.  Corne  hebt  hervor,  dass  von  8006  (am  31.  Dezember  1864)  in 
Gewahrsam  befindlichen  jungen  Verbrechern  in  Frankreich  60  Proz. 
uneheliche  oder  elternlose  Kinder  waren.  (Oettingen,  Moralstatistik, 
p.  335.)  Diese  Daten  beziehen  sich  freilich  auf  uneheliche  und 
Findelkinder,  aber  ist  ein  Kind  besser  daran,  dessen  Mutter  12  und 
13  Stunden  in  der  Fabrik  arbeiten  muss?  Das  Umsichgreifen  der 
Frauenarbeit  muss  die  Zahl  der  verwahrlosten  Kinder  und  damit 
die  der  Verbrecher  immer  mehr  steigern. 

Man  gewähre  den  besitzlosen  Volksschichten  die  Möglichkeit  einer 
guten  Erziehung,  und  man  wird  die  Verbrechen  besser  beseitigen 
oder  wenig*stens  vermindern,  als  es  die  harten  Strafen , die  vielen 
Zuchthäuser  etc.  zu  thun  im  Stande  sind.  Unter  den  heutigen 
Verhältnissen  ist  dies  aber  nicht  anders  möglich,  als  dass  man  den 
Eltern  mehr  Gelegenheit  giebt,  in  Gesellschaft  ihrer  Kinder  zu  sein, 
denn  die  Proletarier  haben  nicht  die  Mittel , ihre  Kinder  in  Pen- 
sionen zu  schicken.  Die  Einführung  eines  kurzen  Normalarbeits- 
tages, die  Einschränkung  oder  noch  besser  das.  Verbot  der  Frauen- 
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arbeit  in  den  Fabriken  würden  den  Eltern  die  Möglichkeit  geben, 
sich  ihren  Kindern  mehr  zu  widmen , als  es  ihnen  heute  möglich 
ist;  diese  beiden  Einrichtungen  sind  daher  für  die  Sittlichkeit  des 
Volkes  von  unendlich  grösserem  Einfluss , als  die  Abschreckungs- 
mittel unserer  Justiz  oder  die  Moralpredigten  der  Geistlichkeit.  Die 
Abnahme  der  Verbrechen  unter  den  Proletariern  liegt  aber  nicht 
blos  im  Interesse  der  Arbeiter,  sondern  des  gesammten  Gemein- 
wesens; der  Normalarbeitstag  und  das  Verbot  der  Frauenarbeit  in 
den  Fabriken  sind  daher  nicht  blos  von  den  Freunden  der  Arbeiter, 
sondern  überhaupt  von  Allen  zu  verlangen,  welche  auf  die  Sittlich- 
keit des  Volkes  einen  Werth  legen. 

Auch  in  anderer  Weise , als  durch  die  Verwahrlosung  der 
Kinder,  wirkt  die  übermässig  lange  Fabrikarbeit  demoralisirend,  in- 
dem sie  die  Trunksucht  und  das  Wirthshausleben  begünstigt,  indess 
ein  kurzer  Arbeitstag,  wie  die  Erfahrung  im  Gegensätze  zu  den  ge- 
wöhnlichen Vorurtheilen  bewiesen  hat,  den  Arbeiter  antreibt,  an 
seiner  geistigen  Entwickelung  zu  arbeiten.  Sehr  gut  ist  dies  aus- 
geführt im  Berichte  der  Schweizer  Fabrikinspektoren  vom  Jahre 
1879.  Herr  Schüler,  Inspektor  des  ersten  Kreises,  schreibt  da: 
,,Von  allen  Seiten  ertönen  Klagen  über  Trunksucht , Lüderlichkeit, 
Immoralität  unter  den  Stickern  — aber  auffallender  Weise  fast  nur 
aus  den  eigentlichen  Stickereibezirken,  wo  das  regellose,  übermässig 
lange  Arbeiten  stets  üblich  war.  Ein  Eiferer  gegen  den  Normal- 
arbeitstag warf  demselben  vor,  dass  er  seine  Arbeiter  nur  noch 
mehr  zum  lüderlichen  Wirthshausleben  durch  den  frühen  Feierabend 
veranlassen  werde,  während  sie  jetzt  schon  statt  eine  Stunde  IV2 
bis  l3/4  Stunden  Zwischenpausen  im  Wirthshaus  zubringen,  Mittags 
Schlafens  oder  Jassens  (Kartenspielens)  wegen  eine  halbe  Stunde  zu 
spät  die  Arbeit  beginnen  und  zu  alledem  Wein  und  Schnaps  ins 
Arbeitslokal  bringen.  Der  Mann  war  natürlich  gewohnt,  von  Mor- 
gens früh  bis  tief  in  die  Nacht  arbeiten  zu  lassen  und  dachte  nicht 
daran,  wie  er  mit  seinen  Vorwürfen  eben  gerade  die  Ursachen  der 
Lüderlichkeit  und  Faulheit  seiner  Arbeiter  darlege.“ 

„Denn  wer  kann  verkennen,  dass  ein  Arbeiter,  der  sich  von 
früh  bis  spät  einer  aufreibend  strengen  Arbeit  hingiebt,  matt  werden 
muss , dass  er  Reizmittel  bedarf , um  frisch  zu  bleiben , dass  diese 
künstliche  Reizung  des  erschlafften  Organismus  bei  dem  beständigen 
Verkehr  der  beiden  Geschlechter,  dem  Abhängigkeitsverhältniss  der 
Fädlerin  vom  Sticker  (er , nicht  der  Fabrikant , stellt  sie  an  und 
bezahlt  sie)  sehr  leicht  zu  laszivem  Benehmen,  selbst  . zu  den  grob- 
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steil  Unsittliclikeiten  den  Anstoss  geben  muss.  Ich  bin  weit  ent- 
fernt , aus  den  zahlreichen  Skandalgeschichten , welche  in  Stickerei 
beflissenen  Gegenden  zirkuliren  und  die  schon  zu  traurigen,  gericht- 
lichen Verhandlungen  Anlass  gegeben,  ein  ungünstiges  Urtheil  über 
den  Charakter  jener  Bevölkerung  zu  fällen,  aber  ich  erachte  es  für 
meine  Pflicht,  auf  den  Zusammenhang  dieser  Erscheinungen  mit 
den  Uebelständen  hinzuweisen , deren  Beseitigung  das  Fabrikgesetz 
und  speziell  der  Normalarbeitstag  anstrebt.“  (p.  14.) 

Es  steht  dies  ganz  im  Einklänge  damit,  was  Liebig  sagt:  „Der 
Branntweingenuss  ist  nicht  die  Ursache , sondern  eine  Folge  der 
Noth.  Es  ist  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  wenn  ein  gut  genährter 
Mann  zum  Branntweintrinker  wird.  Wenn  hingegen  der  Arbeiter 
durch  seine  Arbeit  weniger  verdient,  als  er  zur  Erwerbung  der  ihm 
nothwendigen  Menge  von  Speise  bedarf,  durch  welche  seine  Arbeits- 
kraft völlig  wieder  hergestellt  wird,  so  zwingt  ihn  eine  starre  un- 
erbittliche Naturnothwendigkeit,  seine  Zuflucht  zum  Branntwein  zu 
nehmen ; er  soll  arbeiten,  aber  es  fehlt  ihm  wegen  der  unzureichen- 
den Nahrung  täglich  ein  gewisses  Quantum  von  seiner  Arbeitskraft. 
Der  Branntwein,  durch  seine  Wirkung  auf  die  Nerven,  gestattet  ihm, 
die  fehlende  Kraft  auf  Kosten  seines  Körpers  zu  ergänzen,  diejenige 
Menge  heute  zu  verwenden,  welche  naturgemäss  erst  den  Tag  darauf 
zur  Verwendung  hätte  kommen  dürfen;  er  ist  ein  Wechsel,  ausge- 
stellt auf  die  Gesundheit,  welcher  immer  prolongirt  werden  muss, 
weil  er  aus  Mangel  an  Mitteln  nicht  eingelöst  werden  kann;  der 
Arbeiter  verzehrt  das  Kapital  an  Stelle  der  Zinsen,  daher  denn  der 
unvermeidliche  Bankerott  seines  Körpers.“  (Chemische  Briefe,  Volks- 
ausgabe, p.  339.)*) 

Was  hier  Liebig  von  dem  Einflüsse  des  geringen  Lohnes  sagt, 
gilt  von  Allem,  was  ein  Defizit  in  der  Körperkraft  hervorruft,  also 
auch  von  zu  langer  Arbeit.  Ein  Normalarbeitstag  ist  besser  im 
Stande,  als  alle  Mässigkeitsvereine  der  Welt,  der  Trunkenheit  ent- 
gegenzuwirken und  viele  Existenzen  vor  moralischem  und  körper- 
lichem Bankerott  zu  bewahren. 

Damit  sind  wir  bei  der  sanitären  Seite  der  Frage  angelangt. 
Dass  übermässige  körperliche  Anstrengungen  der  Gesundheit  schäd- 
lich sind,  ist  natürlich,  und  wird  dies  Jeder  selbst  einsehen.  Nicht 
so  einleuchtend  aber  dürfte  es  sein , dass  schon  das  blosse , öftere 


*)  Vgl.  C.  de  Paepe,  de  l’exces  de  travail  et  de  Tiusuffisauce  d’alimenta- 
±ion  dans  la  classe  ouvriere.  Bruxelles,  1880. 
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und  lange  Zeit  fortgesetzte  Innehalten  derselben  Körperstellung  ge- 
sundheitliche Schädigungen  bedingt.  „Wenn  wir  hier  von  einem 
nachtheiligen  Einfluss  reden  wollen,  den  die  Körperstellungen  wäh- 
rend der  Arbeit  ausliben,  so  bedarf  es  kaum  eines  Hinweises,  dass 
es  nicht  diese  oder  jene  Stellung  an  sich  ist,  welche  eventuell  ge- 
sundheitsschädlich wirkt,  sondern  dass  nur  das  lange,  ununter- 
brochene In  ne  halten  derselben  für  die  etwaigen  nachtheiligen 
Folgen  verantwortlich  gemacht  werden  kann:  nicht  eine  Arbeit,  bei 
der  man  sitzen  muss , sondern  eine  Arbeit , die  tage-  und  wochen- 
lang vollbracht,  einen  Wechsel  der  sitzenden  Körperstellung  nicht 
gestattet,  ist  gefährlich.“  (Hirt,  Arbeiterschutz,  p.  44.) 

Bemerkenswerth  ist  auch,  was  der  Schweizer  Fabrikinspektor 
Schüler  in  dem  schon  erwähnten  Berichte  sagt:  „Wenn  man  die 

Stickereilokale  betritt , die  in  der  Mehrzahl  rein , hell  und  luftig 
sind,  denkt  man  kaum  an  einen  körperlichen  Nachtheil,  der  den 
Arbeitern  erwachsen  soll.  Sieht  man  aber  Männer,  die,  sonst  ganz 
gesund,  in  wenigen  Jahren  bei  übermässig  langer  Arbeit  ihr  früheres 
blühendes  Aussehen  eingebtisst  haben  und  matt  und  erschlafft  aus- 
sehen , hört  man  gesunde  Sticker  von  48  Jahren  sich  als  alt  und 
halbinvalid  bezeichnen,  fängt  man  wohl  an,  weiter  zu  forschen.  Man 
vernimmt,  dass  das  Sticken  allgemein  als  eine  ausserordentlich 
anstrengende  Arbeit  bekannt  ist,  dass  sehr  oft  kräftige  Hand- 
werker, welche  dem  reichlicheren  Erwerb  am  Stickstuhl  sich  zu- 
wenden wollten , in  Bälde  elend  und  brustkrank  wurden  und  zu 
ihrem  alten  Berufe  zurückkehren  mussten.  Die  Aerzte  in  den 
Stickereigegenden  bestätigen  allgemein  diese  hochgradige  Gefährdung 
der  Gesundheit  durch  übermässig  lange  Stickarbeit  — aber  sie  ver- 
weisen zugleich  auf  die  Folgen  der  Arbeit  am  Fädlertisch  für  die 
Kinderwelt.  Wer  einmal  die  Haltung  derselben,  die  unver- 
meidliche, genau  beobachtet,  begreift,  dass  Missgestaltungen  des 
Brustkorbes  sehr  leicht  daraus  hervorgehen  können,  ja  müssen, 
wenn  die  Kinder  schon  im  zarten  Alter  12,  13,  14  Stunden  im  Tag 
an  ihrer  Arbeit  auszuharren  gezwungen  werden.  Er  wird  nicht  be- 
greifen, wie  man  auf  die  paar  Stunden  möglicher,  fehlerhafter  Hal- 
tung in  den  Schulen  ein  solches  Gewicht  legen,  die  viermal  länger 
dauernde,  weit  fehlerhaftere  Haltung  am  Fädlertisch  als  nicht  nach- 
theilig erklären  kann.  Erfahrene  Rekrutirungsärzte  haben  mir  ein 
Detail  mitgetheilt,  das  zwar  nicht  hierher  gehört,  das  aber  in  hohem 
Maasse  zum  Schutze,  namentlich  der  Kinder,  auffordert.“  (p.  14.) 

Die  Arbeit  des  Bauern  und  des  kleinen  Handwerkers  ist  zwar 
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langdauernd  und  anstrengend,  aber  sie  bietet  Abwechselung  und  ist 
deshalb  lange  nicht  so  schädlich,  als  die  einförmige  Fabrikarbeit, 
wie  sie  unter  dem  Einflüsse  der  Arbeitstheilung  und  des  Maschinen- 
wesens sich  gestaltet  hat.  Da  darf  es  uns  kein  Wunder  nehmen, 
dass  im  Kanton  Glarus  z.  B.  von  100  Bauern  22,  von  100  Fabrik- 
arbeitern blos  4 ein  Alter  von  70  Jahren  erreichen  und  im  kräftig- 
sten Mannesalter  von  den  Bauern  blos  12  Proz. , von  den  Fabrik- 
arbeitern aber  32  Proz.  sterben.  Eben  solche  Differenzen  weist  die> 
Kindersterblichkeit  auf.  In  neun  Kantonen  der  Schweiz  mit  vor- 
wiegend Ackerbau  treibender  Bevölkerung  betrug  die  Kindersterblich- 
keit 18,1  Proz.,  in  St.  Gallen  dagegen  27,1  Proz.,  in  Appenzell 
Inner-Rhoden  29,8  Proz.,  Ausser-Rhoden  37,9  Proz.!  Dass  diese 
enorme  Kindersterblichkeit  zum  grossen  Theile  der  Arbeit  schwan- 
gerer Frauen  zuzuschreiben  ist,  zeigt  ein  Beispiel,  welches  uns  Hirt 
in  seinem  „Arbeiterschutze“  mittheilt:  „In  den  Fabriken  von  Jean 
Dollfuss  in  Mülhausen,  wo  immer  über  1000  Arbeiterinnen  beschäf- 
tigt waren , starben  durchschnittlich  36 — 38  Proz.  der  überhaupt 
von  den  Arbeiterinnen  geborenen  Kinder  innerhalb  des  ersten. 
Lebensjahres.  Da  traf  Herr  Dollfuss  die  Anordnung , dass  hoch- 
schwangere Arbeiterinnen  vor  und  nach  ihrer  Niederkunft,  im  Ganzen 
sechs  volle  Wochen,  ihren  vollen  Lohn,  auch  ohne  zu  arbeiten,,, 
erhalten,  und  siehe  da,  die  Kindersterblichkeit  fiel  bald  von  38  auf 
25  Proz.!“  (p.  87.) 

Am  verderblichsten  sind  die  Folgen  der  Arbeit  schwangerer 
Frauen , wenn  dieselben  mit  giftigen  Stoffen , ganz  besonders  mit 
Quecksilber,  Arsenik  und  Blei  zu  thun  haben.  „Es  unterliegt  kei- 
nem Zweifel  und  ist  durch  das  Thierexperiment  bis  zur  Evidenz 
nachgewiesen,  dass  das  Gift,  welches  sich  in  feinen  Partikelchen  in 
der  Luft  des  Arbeitsraumes  befindet,  wenn  es  eingeathmet  wird, 
nicht  blos  in  den  Organismus  der  Mutter,  sondern  auch  in  den  der 
noch  ungeborenen  Frucht  eindringt  und  dieselbe  vergiftet;  man  hat 
Gift,  speziell  Quecksilber,  womit  man  trächtige  Thiere  vergiftete,, 
in  dem  Fruchtwasser  und  in  den  Organen  des  ungeborenen  Foetus- 
wieder  aufgefunden.  Der  Schluss , dass  es  sich  beim  Menschen 
ebenso  verhält,  dass,  wenn  ein  schwangeres  Weib  monatelang  tag- 
täglich mit  Gift  in  Berührung  kommt  und  Vergiftungserscheinungem 
erkennen  lässt,  mit  ihr  auch  das  ungeborene  Kind  vergiftet  wird, 
dieser  Schluss  liegt  nahe.  Und  was  ist  die  Folge  davon?  Die- 
Frucht  erkrankt  und  stirbt  entweder  schon  im  Mutterleibe  ab  und: 
wird  todt  geboren , oder  sie  bleibt  zwar  am  Leben , ist  aber  elend. 
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und  siech  und  geht  kurze  Zeit  nach  der  Geburt , wenige  Wochen 
oder  Monate  nachher  zu  Grunde.  Um  nur  ein  Beispiel  zu  erwäh- 
nen , habe  ich  in  Fürth , wo  sich  die  weltbekannten  Spiegelbelege- 
reien  befinden,  konstatirt,  dass  von  100  Kindern,  welche  die  Queck- 
silberarbeiterinnen geboren  haben,  65  innerhalb  des  ersten  Lebens- 
jahres starben.“  (Hirt,  Arbeiterschutz,  p.  85.) 

Dass  die  Ueberlebenden  nicht  zu  den  kräftigsten  Menschen 
gehören  werden,  ist  natürlich,  und  so  ist  es  kein  Wunder,  dass  die 
Wehrkraft  und  Arbeitstüchtigkeit  des  Volkes  immer  mehr  abnimmt, 
dass,  wie  in  Frankreich , das  Maass  der  Körpergrösse , welches  als 
Bedingung  der  Militärfähigkeit  gilt,  immer  mehr  herabgesetzt  werden 
muss  — von  162,4  Zentimeter  im  Jahre  1701 , 1803  auf  159,8, 
1818  auf  157,6,  1860  auf  156,0;  dass  weiter  beispielsweise  in 
Sachsen  in  den  Städten  nur  19,73  Proz.  militärtüchtig  sind,  auf 
dem  flachen  Lande  dagegen  26,58  Proz.  Und  dabei  ist  in  Sachsen 
die  Industrie  auch  auf  dem  flachen  Lande  sehr  verbreitet.  Noch 
viel  krasser  werden  die  Zahlen , wenn  man  z.  B.  Paris  mit  dem 
flachen  Lande  vergleicht.  Nach  den  Angaben  von  Dr.  Vacher  (la 
mortalite  des  nourissons.  Etüde  statistique , Paris  1869 , p.  11) 
blieben  von  100  geborenen  Parisern  im  20.  Jahre  nur  39,2  Proz. 
übrig,  welche  zur  Stellung  gelangten  — im  übrigen  Frankreich 
64  Proz.!  Von  diesen  39  Proz.  gingen  noch  29,5  Proz.  ab  wegen 
„infirmites  de  toute  nature“,  und  8,9  Proz.  wegen  „defaut  de  taille“. 
Es  blieb  also  von  dieser  zum  überwiegenden  Theile  industriellen 
Bevölkerung  kaum  1 Proz.  tauglich  zum  Kriegsdienst. 

Mit  dem  Umsichgreifen  des  Industrialismus  wachsen  natürlich 
auch  dessen  verderbliche  Folgen , und  zwar  in  erschreckendem 
Maasse.  Aus  Oesterreich  werden  da  Zahlen  mitgetheilt,  die  wahr- 
haft horrend  sind  und  jeden  Menschenfreund,  jeden  Staatsmann  und 
Militär  mit  den  ernstesten  Besorgnissen  erfüllen  müssen. 

In  der  Gesammtmonarchie  Von  diesen  waren 
kamen  zur  Stellung  im  Jahre:  tauglich:  untauglich: 


1870: 

496,274 

149,875 

346,399 

1871: 

506,707 

158,182 

348,525 

1872: 

522,928 

155,180 

367,748 

1873: 

540,332 

131,887 

408,445 

1874: 

563,466 

115,250 

448,216 

1875: 

579,308 

118,781 

460,527 

1876: 

606,940 

117,437 

489,503 

1877: 

661,585 

119,589 

541,996 

1878: 

701,820 

126,659 

575,161 
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Unter  je  1000  erschienenen  Assentpflichtigen  fanden  sich  bei 


der  ärztlichen  Untersuchung  vor: 

Im  Jahre  1870:  293  Taugliche 

707  Untaugliche 

11 

11 

1871 

307  „ 

693 

11 

Js 

11 

1872 

298  . „ 

702 

11 

11 

11 

1873 

244  „ 

756 

11 

11 

11 

1874 

205  „ 

795 

11 

11 

11 

1875 

205  „ 

795 

11 

11 

11 

1876 

194  „ 

806 

11 

11 

11 

1877 

181  „ 

819 

„ 

11 

11 

1878 

181  „ 

819 

11 

Dass  diese  enorme  Zunahme  der  Untauglichen  und  Abnahme 
der  Tauglichen  dem  Industrialismus  zuzuschreiben  ist,  geht  daraus 
hervor , dass  in  der  westlichen  industriellen  Reichshälfte  die  Zahl 
der  Untauglichen  grösser  ist  als  in  der  östlichen,  Ackerbau  treiben- 
den , obwohl  auch  hier  in  Folge  der  Zunahme  des  Industrialismus 
die  Zahl  der  Tauglichen  in  Abnahme  begriffen  ist.  Bis  in  die  ein- 
zelnen Kronländer  lässt  sich  sogar  der  Einfluss  des  Industrialismus 
verfolgen. 

Die  entsprechenden  Zahlen  für  die  beiden  Reichshälften  lauten : 


Cisleithanien 

Transleithanien 

Jalir 

Zahl  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Untersuchten 

Tauglichen 

Untersuchten 

Tauglichen 

1870 

309,936 

84,955 

186,338 

64,920 

1871 

313,919 

81,072 

192,788 

77,110 

1872 

311,662 

78,682 

211,266 

76,498 

1873 

322,117 

66,717 

218,215 

65,170 

1874 

328,035 

60,594 

235,431 

54,656 

1875 

333,635 

62,858 

245,673 

55,923 

1876 

347,162 

63,674 

259,778 

53,763 

1877 

377,799 

64,527 

283,786 

55,062 

1878 

406,679 

67,610 

295,141 

59,049 

Yon  je 

1000  Untersuchten  wurden 

befunden  in 

Cisleithanien 

Transleithanien 

Jahr 

tauglich  untauglich 

tauglich  untauglich 

1870 

264 

736 

341 

659 

1871 

254 

746 

392 

608 

1872 

253 

747 

362 

638 

1873 

207 

793 

299 

701 

1874 

185 

815 

232 

768 

1875 

189 

811 

228 

772 

1876 

184 

816 

207 

793 

1877 

171 

829 

194 

806 

1878 

166 

834 

200 

800 
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Die  Untaugliclikeit  beruht  entweder  auf  Gebrechlichkeit  oder 
Untermässigkeit ; auch  in  dieser  Beziehung  ist  das  Resultat  der 
Untersuchung  ein  für  Cisleithanien  ungünstiges,  indem  die  Zahl  der 
Gebrechlichen  dort  grösser  ist,  als  in  Transleithanien. 


Von  je  1000  zum  Militärdienst  Untauglichen  waren  in 

Cisleithanien  Transleithanien 


Jahr: 

Gebrechliche 

Untermässige 

Gebrechliche 

Untermäs 

1870 

810 

190 

781 

219 

1871 

808 

192 

767 

233 

1872 

821 

179 

782 

218 

1873 

838 

162 

796 

204 

1874 

852 

148 

817 

183 

1875 

860 

140 

823 

177 

1876 

862 

138 

828 

172 

1877 

864 

136 

826 

174 

1878 

863 

137 

834 

166 

Auch  die  Vergleichung  der  einzelnen  Kronländer  fällt  ein  ver- 
nichtendes Urtheil  über  den  Industrialismus.  Im  Jahre  1878  , als 
auf  1000  Untersuchte  181  Taugliche  kamen  , zählte  man  in  den 
Agrikulturländern  folgende  Verhältnisszahlen:  Kroatien  und  Slavo- 
nien  236,  Oberösterreich  214,  Fiume  und  Gebiet  212,  Küstenlande 
208,  Tirol  mit  Vorarlberg  194,  Dalmatien  190.  Dagegen  lieferten 
die  drei  industriellen  Länder,  Schlesien,  Böhmen  und  Mähren , nur 
176,  respektive  169  und  152  Taugliche  von  je  1000  Stellungspflich- 
Tigen.*) 

Vernichtender  kann  das  Urtheil  des  Industrialismus  nicht  ge- 
sprochen werden.  Erschreckend  schnell  nimmt  die  Wehrkraft  und 
Arbeitstüchtigkeit  in  den  Staaten , welche  ihre  Bürger  nicht  durch 
ausreichende  Fabrikgesetze  schützen,  ab;  auf  dem  Schlachtfelde  der 
Industrie,  wie  auf  dem  des  Krieges  müssen  solche  entartete  Staaten 
daher  naturnothwendig  unterliegen.  Man  sieht , nicht  nur  die 
Arbeiterkreise  und  Menschenfreunde  haben  ein  Interesse  an  der 
Fabrikgesetzgebung , sondern  auch  die  sogenannten  „praktischen“ 
Leute , das  heisst  diejenigen , welche  über  dem  Nächstliegenden 
gerne  das  Weiterstehende,  wenn  auch  oft  viel  Wichtigere,  vergessen, 
Diplomaten,  Generäle,  Fabrikanten,  diese  Alle  sollten  erkennen,  dass 
das  gesammte  Staatswesen  und  damit  indirekt  auch  sie  bedroht 


*)  Ygl.  Oesterreichische  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft  und 
Volks wirthschaft.  Wien  1880.  2.  Jahrgang,  Juniheft,  p.  266  ff. 
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sind,  wenn  man  der  Ausbeutung  der  Arbeiter  nicht  engere  Schranken 
setzt,  als  man  bisher  gethan. 

Ist  dies  aber  möglich  auf  dem  Wege,  den  man  bisher  gewan- 
delt? Ist  es  genügend,  die  bestehenden  Fabrikgesetze  zu  verschärfen? 
Und  ist  dies  überhaupt  durchführbar,  wenn  man  die  bisher  befolgte 
Methode  ihrer  Erlassung  beibehält?  Schon  jetzt  klagt  die  Industrie, 
dass  die  bestehenden  Einrichtungen  sie  ruiniren,  weil  sie  ihre  Kon- 
kurrenzfähigkeit beeinträchtigen.  Sie  hat  dies  zwar  noch  nicht  be- 
wiesen , würden  aber  nicht  weitere  Einschränkungen  wirklich  dazu 
führen , die  Industrie  zu  schädigen?  Und  was  hätte  man  dadurch 
bewirkt?  Statt  schlecht  bezahlter  überangestrengter  Arbeiter  hätte 
man  brodlose  Proletarier.  Der  Wechsel  wäre  nicht  erfreulich.  Mit 
dem  bisher  Erreichten  kann  und  darf  man  sich  andererseits  auch 
nicht  zufrieden  geben,  denn  dies  hiesse  dem  Untergange  des  Staats- 
wesens mit  gekreuzten  Armen  ruhig  zuzusehen. 

Wie  kann  man  sich  aus  dem  Dilemma  befreien?  Worin  steckt 
die  Schwierigkeit?  Einige  Beispiele  werden  das  am  besten  klar 
machen. 

Betrachten  wir  z.  B.  die  Beschäftigungen  mit  Giften. 

Viele  derselben  sind  solche , welche  ohne  Schaden  für  die 
Kultur  und  das  Glück  der  Menschheit  sehr  wohl  einfach  verboten 
werden  könnten  und  auch  verboten  werden  sollten , da  sie  so  ver- 
derblich sind,  dass  keine  wie  immer  geartete  Schutzvorrichtung  den 
Arbeiter  vor  ihnen  schützen  kann.  Das  Blei  bringt  bei  Denjenigen,, 
die  sich  mit  ihm  andauernd  beschäftigen , die  furchtbarsten  Wir- 
kungen hervor;  Muskelerkrankungen,  nervöse  und  Gehirnleiden  der 
schrecklichsten  Art  stellen  sich  bei  den  Bleiarbeitern  ein , welche 
mit  dem  Bleisiechthum  enden,  das  den  Mann  vor  der  Zeit  zu  einer 
jämmerlichen  Ruine  gestaltet. 

Es  giebt  verschiedene  Verwendungsarten  des  Bleies , die  sich 
nicht  gut  ohne  Schädigung  bedeutender  Interessen  verbieten  lassen, 
z.  B.  die  als  Schriftgiessermetall ; aber  das  Blei  richtet  heutzutage 
auch  tausende  von  Menschen  bei  ganz  nichtigen  Arbeiten  zu  Grunde, 
deren  Verbot  man  kaum  fühlen  würde.  Es  wird  verwendet  zur 
Färbung  von  Brüsseler  Spitzen,  zur  Herstellung  des  Musselinglases, 
bei  der  Erzeugung  von  Salonstreichhölzchen  etc. 

Und  warum  verbietet  man  diese  Verwendungsarten  nicht?  Weil 
man  dadurch  nur  die  eigene  Industrie  schädigen  würde , ohne  den 
Arbeitern  zu  nützen.  Die  Konsumenten  würden  ihren  Bedarf  vom 
Auslande  beziehen , den  sie  bisher  im  Inlande  gedeckt;  das  blosse 
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Verbot  im  eigenen  Lande  zwingt  das  Publikum  nicht,  zu  Surrogaten 
zu  greifen , die  im  Inlande  erzeugt  werden , und  würde  daher  die 
bei  ungesunden  Arbeiten  beschäftigten  Arbeiter  in  brodlose  ver- 
wandeln. 

Wie  mit  dem  Blei  ist  es  auch  mit  dem  Quecksilber  und  Phos- 
phor. Beide  verursachen  die  entsetzlichsten  Krankheiten  — das 
Quecksilber  Speichelfluss , Muskel-  und  Nervenerkrankungen , Läh- 
mungen und  eine  Art  Blödsinn,  den  man  als  Merkurialblödsinn  be- 
zeichnet; ebenso  furchtbar  sind  die  Knochenerkrankungen  der 
Phosphorarbeiter,  die  Phosphor-  oder  Kiefernekrose,  von  welchem 
Knochenfrass  die  ganze  untere  Gesichtshälfte  zerstört  werden  kann, 
worauf  entweder  der  Tod  oder  mindestens  Siechthum  und  bleibende 
Entstellung  des  Gesichtes  eintritt;  dieses  Leiden  ist  so  häufig,  dass 
von  hundert  dem  Einflüsse  des  Phosphors  ausgesetzten  Arbeitern 
11—12  an  der  Nekrose  erkranken  (so  viele  giebt  Hirt  an,  aber  die 
deutschen  Fabrikinspektoren  geben  selbst  zu,  dass  viele  Fälle  ihnen 
nicht  zur  Kenntniss  kommen  dürften).  Wie  leicht  könnte  man 
diese  scheussliche  Krankheit  beseitigen;  nichts  wäre  nothwendig,  als 
ein  Verbot  der  Fabrikation  von  Phosphorzündhölzchen,  ohne  welche 
die  Menschheit  sehr  gut  leben  könnte.  Schon  oft  wurde  ein  solches 
angeregt,  aber  jedesmal  hintertrieben  aus  Furcht,  die  Abnehmer  könn- 
ten die  Phosphorzündhölzchen  dann  aus  dem  Auslande  beziehen  und 
es  würde  die  inländische  Industrie  dadurch  geschädigt.  Dass  dies  nicht 
blosse  Gespensterfurcht  ist,  zeigt  die  Erfahrung  mit  dem  Verbote 
der  Arsenikverwendung.  Man  hat  in  Deutschland  die  Verwendung 
des  Schweinfurter  Grüns  verboten , nicht  aus  Rücksicht  auf  die 
Gesundheit  der  Arbeiter,  sondern  auf  die  des  Publikums,  welches 
durch  den  Gebrauch  von  Gegenständen , die  mit  arsenikhaltigen 
Farben  gefärbt  sind,  ebenfalls  gefährdet  ist.  Dies  Verbot  ist 
aber,  wegen  der  Konkurrenz  des  Auslandes,  nicht  durch- 
führbar. So  berichtet  der  Fabrikinspektor  der  Provinz  Hessen- 
Kassel,  Regierungsbezirk  Nassau:  „Mit  Schwierigkeiten  ist  es  ver- 

bunden, die  Verordnungen,  welche  die  Verwendung  gewisser  Metall- 
farben in  der  Buntpapierfabrikation  verbieten,  streng  durchzuführen. 
Die  Verwendung  des  arsenikhaltigen  Schweinfurter  Grüns  zum  Färben 
von  Papieren  ist  durch  Verordnungen  verboten,  die  Nachfrage  da- 
nach hat  aber  nicht  abgenommen,  und  es  wird  fast  ausnahmslos, 
besonders  aber  von  französischen  und  englischen  Abnehmern  , ver- 
langt, dass  die  grünen  Papiere  mit  Schweinfurter  Grün  gefärbt  sein 
sollen.  Wird  diesem  Verlangen  gegenüber  von  den  Fabrikbesitzern 
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geltend  gemacht , dass  das  Färben  der  Papiere  mit  Schweinfurter 
Grün  verboten  sei,  so  wird  ihnen  — ich  habe  mich  in  mehreren 
Fällen  davon  überzeugt  — die  Alternative  gestellt,  entweder  auch 
die  grünen  Papiere  nach  Bestellung  zu  liefern  oder  die  Aufhebung 
der  Geschäftsheziehungen  zu  gewärtigen.“  (Berichte  der  Fabrik- 
inspektoren von  1878,  p.  194.) 

Aehnliche  Erfahrungen  hat  man  in  der  Schweiz  gemacht ; auch 
hier  sehen  sich  die  Fabrikanten , selbst  wenn  sie  nicht  damit  ein- 
verstanden sein  sollten , durch  die  ausländische  Konkurrenz  ge- 
zwungen, dem  Verbote  entgegenzuhandeln.  In  Betreff  des  Verbotes 
der  Arsenikverwendung  in  Druckereien  auf  Baumwolle  sagt  der 
Fabrikinspektor  Schüler:  „Es  wäre  zwar  sehr  zu  wünschen , dass 

die  Verwendung  von  mehreren  Tonnen  arseniksauren  Natrons,  wie 
sie  in  unseren  Kattundruckereien  stattfindet,  durch  etwas  Anderes 
ersetzt  würde , aber  dass  in  so  engem  Gebiete , gegenüber  der  bis 
jetzt  noch  bestehenden  Ungebundenheit  der  fremden  Konkurrenz, 
dies  durchzuführen  möglich  sei,  glaube  ich  kaum.“  (Bericht  von 
1879,  p.  8.) 

Aber  nicht  nur  solche  förmliche  Verbote  ganzer  Industriezweige 
gereichen  heutzutage  der  Industrie  zum  Nachtheil  oder  erweisen 
sich  als  undurchführbar,  so  lange  sie  auf  ein  einziges  Land  be- 
schränkt sind , sogar  die  doch  so  geringfügigen  Einschränkungen 
der  Arbeit , namentlich  der  Kinder  und  Frauen , machen  sich  für 
die  Industriellen  in  unangenehmer  Weise  dort  fühlbar , wo  in 
grösserer  Nähe  derselbe  Industriezweig  unter  verschiedenen  Arbeits- 
gesetzgebungen ausgeübt  wird.  Die  Stickerei  z.  B.  wird  im  Rhein- 
thal gleich  schwunghaft  betrieben  wie  in  Vorarlberg,  dort  aber 
besteht  ein  verhältnissmässig  gutes  Fabrikgesetz , in  Vorarlberg 
dagegen  ist  die  Ausbeutung  des  Arbeiters  unbeschränkt.  Kein 
Wunder,  dass  die  rheinthalische  Industrie  gegenüber  der  Vorarl- 
berger sich  benachtheiligt  fühlt. 

Die  deutschen  Fabrikanten  werden  ebenfalls,  namentlich  an  der 
holländischen  und  österreichischen  Grenze,  durch  die  schlechten 
Fabrikgesetzgebungen  dieser  Länder  benachtheiligt.  Allerdings  leiden 
darunter  nicht  immer  die  Fabrikanten , öfter  vielmehr  die  bethei- 
ligten Arbeiter,  da  die  Fabrikanten  in  den  Grenzdistrikten,  um  keine 
Einbusse  zu  erleiden , es  vorziehen , die  schlechten  Fabrikgesetze 
des  Nachbarlandes  auch  auf  sich  anzuwenden.  Der  Fabrikinspektor 
von  Westfalen  klagte  daher  im  Jahre  1876:  „Die  Nähe  der  hollän- 
dischen Grenze  und  der  Umstand,  dass  in  Holland  eine  Beschrän- 
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kung  der  Kinderarbeit  erst  seit  1874  und  nur  in  sehr  geringem 
Maasse  besteht,  ist  leider  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  dortigen  Zu- 
stände geblieben.  In  einigen  der  dortigen  Fabriken  habe  ich  eine 
über  alles  Maass  binausgebende  Ausnutzung  schulpflich- 
tiger Kinder  gefunden  und  muss  leider  hinzufügen,  dass  die 
Fabrikbesitzer  sich  der  Ungesetzlichkeit  ihres  Thuns  vollkommen 
bewusst  waren.“  (Bericht  von  1876,  p.  219.) 

Für  die  schädliche  Wirkung  der  österreichischen  Gewerbegesetz- 
gebung auf  die  schlesische  Industrie  möge  folgende  Stelle  aus  dem 
Bericht  des  Fabrikinspektors  für  Schlesien,  Regierungsbezirk  Breslau 
und  Liegnitz,  als  Beleg  dienen:  „Ein  recht  beklagenswerther  Miss- 
stand und  eine  Veranlassung  zu  steter  Unzufriedenheit  mit  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
selbst  bei  solchen  Fabrikanten , die  auf  das  Wohl  dieser  Arbeiter 
bedacht  sind,  liegt  in  der  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  im  be- 
nachbarten Auslande,  namentlich  wenn,  wie  das  in  Schlesien  mehr- 
fach der  Fall  ist,  nahe  bei  einander  belegene  Etablissements  des- 
selben Industriezweiges  mit  einander  konkurriren. 

„Die  Gewerbeordnung  für  Oesterreich  vom  20.  Dezember  1859 
gestattet  die  Verwendung  von  Kindern  in  grösseren  Gewerbsunter- 
nehmungen  vom  zehnten  Jahre  an , und  zwar  bis  zum  vierzehnten 
bei  zehnstündiger  Arbeitszeit,  ferner  den  jungen  Leuten  vom  vier- 
zehnten bis  sechzehnten  Lebensjahr  eine  Arbeitszeit  von  zwölf 
Stunden. 

„Sie  verbietet  zwar  allgemein  die  Nachtarbeit  von  Abends 
9 Uhr  bis  Morgens  5 Uhr  für  alle  Arbeiter  unter  sechzehn  Jah- 
ren, erlaubt  jedoch  bei  Gewerben,  wo  Tag  und  Nacht  gearbeitet 
wird,  und  wenn  sonst  der  Betrieb  gestört  würde,  mit  Genehmigung 
der  Behörden,  die  Verwendung  der  jungen  Leute  zur  Nachtzeit,  und 
giebt  endlich  der  Behörde  auch  das  Recht,  in  Fällen  eines  ausser- 
ordentlichen Arbeitsbedürfnisses  eine  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
um  zwei  Stunden  — d.  h.  also  auf  zwölf  Stunden  — , für  die 
Arbeiter  unter  vierzehn  Jahren  — d.  h.  solche  von  zehn  Jahren 
an  — auf  die  Dauer  von  vier  Wochen  zu  gestatten. 

„Angemessene  Ruhepausen  sind  zwar  vorgeschrieben , werden 
aber  nicht  in  gleicherweise  innegehalten,  wie  bei  uns;  die  Maschi- 
nen stehen  nur  selten  über  Mittag,  und  die  Hinzurechnung  scheim- 
barer  oder  angeblicher  Pausen  dient  nur  zur  Verlängerung  der 
Arbeitsschicht  überhaupt. 

„Zudem  besteht  in  Oesterreich  keine  besondere  Aufsicht  über 
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die  Innehaltung  dieser  Bestimmungen,  während  auf  der  anderen 
Seite  Noth  und  Elend  oft  Kinder,  noch  unter  dem  gesetzlichen  Alter, 
den  Fabriken  zuführt. 

„Die  Leiter  mancher  Fabrik  in  Oesterreich  beklagen  diesen 
Zustand  selbst , allein  sie  sind  der  Konkurrenz  wegen  gezwungen, 
ihn  oft  in  der  eigenen  Fabrik  zu  dulden,  ja,  sie  werden  häufig  von 
den  Vätern  und  Müttern  geradezu  dazu  genöthigt,  weil  dieselben 
die  Fabrik  verlassen  würden,  wenn  ihre  Kinder  nicht  möglichst  früh 
ebendaselbst  beschäftigt  werden. 

„Wenn  nun  in  Entfernung  von  oft  kaum  einer  Stunde  in  den 
diesseitigen  Fabriken  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter  in  ihrer  ganzen  Strenge  durch- 
geführt werden,  so  darf,  ohne  auch  nur  im  Entferntesten  zu  be- 
dauern , dass  wir  diese  nachbarlichen  Zustände  überwunden  haben, 
nicht  völlig  verkannt  werden,  dass  unsere  heimischen  Fabrikanten 
unter  dieser  Konkurrenz  leiden,  und  dass  dies  um  so  empfindlieher 
sein  wird  in  einer  Zeit,  wo  die  Preise  gedrückt  und  die  General- 
kosten der  Fabriken  in  Folge  unzulänglicher  Ausnutzung  höher  als 
sonst  sind. 

„Um  so  wünschenswerther  aber  wäre  es,  wenn  Oesterreich,  wie 
€S  die  einsichtsvolleren  Fabrikanten  daselbst  sogar  wün- 
schen, um  sich  selbst  von  der  zu  grossen  Anstrengung  jugend- 
licher Arbeitskräfte  befreien  zu  können , ebenfalls  mit  schärferen 
Bestimmungen  in  dieser  Richtung  vorginge. 

„Diejenigen  Industriezweige,  welche  bei  uns  am  meisten  unter 
diesem  Einflüsse  zu  leiden  haben,  sind  die  Spinnereien,  Glashütten*) 
und  Zündholzfabriken  der  Gebirgskreise.“  (Bericht  v.  1878,  p.  111.) 

Wir  sehen  also,  wo,  um  uns  eines  Volksausdrucks  zu  bedienen, 
der  Hund  begraben  liegt:  in  der  Verschiedenartigkeit  der 

Arbeitsgesetzgebungen.  Alle  Schwierigkeiten  verschwinden,  so- 
bald es  gelingt,  die  Industriestaaten  zu  einer  einheitlichen  Arbeits- 


*)  „In  den  Glasfabriken  Böhmens  beträgt,  wie  es  in  den  von  der  Regie- 
rung 1879  edirten  Gutachten  über  den  Entwurf  einer  neuen  Gewerbeordnung 
p.  125  heisst,  der  Normalarbeitstag  durchschnittlich  17  (!)  Stunden,  wobei  immer 
ein  Geselle,  ein  Gehülfe  und  ein  Lehrling  von  11 — 14  Jahren  so  Zusammen- 
wirken, dass  jeder  eine  bestimmte  Arbeit  an  einem  Stück  Glas  verrichtet.  Mit- 
tags und  Abends  haben  die  Arbeiter  so  viel  freie  Zeit , um  ihre  Mahlzeit  ein- 
nehmen zu  können,  und  wenn  in  der  Nacht  gearbeitet  wird  , um  Mitternacht 
eine  Pause  von  1 */2 — 2 Stunden  (!!),  wo  sie  schlafen.“  Der  österreichische 
Oekonomist,  13.  Jahrgang,  Nr.  10,  p.  74. 
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gesetzgebung  zu  vermögen,  eine  internationale  Arbeitsgesetz- 
gebung ins  Werk  zu  setzen. 

Ihre  Möglichkeit  und  die  Art  und  Weise,  in  der  sie  bewerk- 
stelligt werden  sollte,  werden  in  dem  folgenden  Abschnitt  besprochen 
werden.  Einleuchtend  aber  ist  es , dass  nur  eine  internationale 
Arbeitsgesetzgebung  die  Möglichkeit  bietet,  der  Industrie  ohne 
Schaden  für  ihre  Konkurrenzfähigkeit  diejenigen  Fesseln  anzulegen, 
deren  sie  bedarf,  soll  sie  nicht  zum  Fluche  der  Menschheit  statt  zu 
ihrem  Segen  werden,  soll  sie  nicht  dem  Volk  anstatt  Glück  und 
Freiheit  die  erbärmlichste  Sklaverei,  das  jämmerlichste  Siechthum 
bringen.  Und  ebenso  ist  es  klar,  dass  nicht  nur  die  Arbeiter  die 
Pflicht  haben,  für  eine  solche  Arbeitsgesetzgebung  einzutreten,  son- 
dern alle  wirklichen  Patrioten,  alle,  denen  das  Wohl  und  Wehe  der 
Gesammtheit  am  Herzen  liegt.  Die  Erwägung,  dass  der  moralische 
und  physische  Verfall  des  Volkes  unvermeidlich  ist,  so  lange  die 
Industrie  wie  bisher  fortwüthen  kann,  und  die  weitere  Erwägung, 
dass  ohne  Gefährdung  der  Industrie  eine  wirksame  Regelung  der 
Arbeiterververhältnisse  nur  auf  internationalem  Wege  durchführbar 
ist , diese  beiden  Erwägungen  sollten  bewirken , dass  alle  einsich- 
tigen Männer,  alle,  welche  die  ganze  Tragweite  der  sozialen  Frage 
erkannt  haben,  einmüthig  für  eine  internationale  Arbeitsgesetzgebung 
einstehen. 

Aber  nicht  nur  für  diese,  auch  für  den  egoistischen  Spekulan- 
ten, der  nur  den  Profit  von  morgen  im  Auge  hat,  und  sich  denkt: 
apres  nous  le  deluge,  auch  für  den  giebt  es  ein  Motiv,  der  inter- 
nationalen Arbeitsgesetzgebung  mindestens  wohlwollend  gesinnt  zu 
sein  und  ihr  keinen  Stein  in  den  Weg  zu  legen:  unter  der  Herr- 
schaft der  kapitalistischen  Produktionsweise  ist  nämlich  eine  inter- 
nationale Arbeitsgesetzgebung  das  einzige  Mittel,  welches  der  Ueber- 
produktion  entgegenwirken  kann,  das  einzige,  welches  ihr,  vernünftig 
und  in  ausgedehntem  Maasse  angewendet,  abhelfen  wird. 

Der  Beweis  dafür  soll  im  nächsten  Artikel  beigebracht  werden. 


II. 

Bei  den  anarchischen  Zuständen  unserer  Produktionsweise  und 
dem  Umstande,  dass  man  nicht  zum  Verbrauche,  sondern  zum  Ver- 
kaufe produzirt,  so  dass  man  selbst  dann  lustig  darauf  losarbeiten 
lässt,  wenn  es  aller  Augen  sichtbar  geworden  ist,  dass  der  Waaren 

Intern.  Arbeits-Gesetzgeb.  2 
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zu  viele  sind,  wenn  man  nur  hoffen  kann,  die  eigenen  noch  an  den 
Mann  zu  bringen  — unter  solchen  Umständen  sind  wirthschaftliche 
Krisen  natürlich  unvermeidlich.  Von  England  und  Frankreich  aus- 
gehend, umfassten  sie  mit  dem  Weiterschreiten  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  bald  ganz  Europa  und  halb  Amerika,  und  selbst 
Afrika,  Asien  und  Australien  haben  bereits  in  manchen  ihrer  Theile 
— besonders  Aegypten  und  Ostindien  — mit  unter  ihnen  zu  leiden. 
Mit  erschreckender  Kegelmässigkeit  kehrten  sie  fast  jedes  zehnte 
Jahr  wieder,  um  jedoch  bald  wieder  zu  verschwinden  und  einer 
neuen  Periode  der  Gesundung  und  hierauf  wieder  des  „wirthschaft- 
lichen  Aufschwunges“  Platz  zu  machen. 

Auch  von  der  im  Jahre  1873  eintretenden  Krise  dachte  man 
ein  Gleiches  und  tröstete  sich  damit , dass  sie  nur  eine  vorüber- 
gehende , zwar  unangenehme  aber  nothwendige  Herabstimmung  des 
durch  Gründer  und  Schwindler  überreizten  Produktionsorganismus 
sei,  die  nur  zu  dessen  baldiger  Neubelebung  führen  könne.  Aber 
aus  dem  akuten  Uebel  entwickelte  sich  ein  chronisches;  bald  sind 
die  zehn  Jahre  um,  während  welcher  das  Wirthschaftsleben  den  auf- 
und  absteigenden  Ast  der  Kurve , welche  unserer  Produktionsweise 
eigenthümlich  ist , hätte  durchlaufen  sollen , „und  doch  bewegt  sie 
sich  nicht,“  könnte  ein  moderner  Galilei  ausrufen:  wir  stehen  auf 
demselben  Flecke,  auf  dem  uns  das  Jahr  1873  verlassen.  Zu  der 
akuten  Erkrankung,  wie  sie  durch  die  Planlosigkeit  in  der  Produk- 
tion hervorgerufen  wurde,  hat  sich  eben  eine  Komplikation  gesellt, 
ein  schleichendes  Uebel,  welches  schon  lange,  aber  unmerklich,  am 
Gesellschaftskörper  nagte,  bis  es  in  Folge  der  Schwäche,  welche  die 
akute  Ueberproduktion  hervorrief,  deutlich  sichtbar  wurde  und  nun 
in  qualvollem  Siechthum  die  moderne  Gesellschaft  zu  vernichten 
droht:  das  ist  die  chronische  Ueberproduktion,  hervorge- 
bracht durch  das  Maschinenwesen  unter  der  Herrschaft 
der  modernen  Einkommensvertheilung. 

Da  das  Ideal  unserer  modernen  Oekonomie  in  der  möglichst 
billigen  Erzeugung  der  Waaren  bestehen  muss , sind  natürlich  alle 
Kräfte  der  Wissenschaft  vom  Kapitale  dahin  angespannt  worden, 
möglichst  Arbeit  sparende  Maschinen  zu  erfinden.  Aber  nicht  die 
Arbeitsersparniss  an  sich  ist  es , deren  Vortheile  dem  Kapitale  zu 
gute  kommen , denn  da  die  durchschnittlich  zur  Erzeugung  einer 
Waare  nothwendige  Arbeitszeit  ihren  Werth  bestimmt,  so  bewirkt 
eine  allgemeine  Einführung  einer  arbeitsparenden  Maschine  blos  ein 
Sinken  des  Werthes.  Eine  Maschine  kann  nie  der  ganzen  Kapita- 
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listenklasse , sondern  stets  nur  dem  einzelnen  Kapitalisten  Profit 
bringen,  so  lange  sie  dessen  Monopol  ist,  so  lange  seine  Maschine 
ihm  erlaubt,  in  kürzerer,  als  der  gesellschaftlich  nothwendigen 
Arbeitszeit  Waaren  zu  erzeugen.  Sobald  daher  eine  Verbesserung 
im  Maschinenwesen  allgemein  geworden  ist,  zwingt  der  Trieb  nach 
Profit  den  Fabrikanten  dazu,  neue  Verbesserungen  anzubringen, 
welche  seinen  Konkurrenten  noch  unbekannt  sind,  und  so  sucht  in 
tollem  Jagen  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Marktes,  ohne 
Rücksicht  auf  die  vorhandenen  menschlichen  Arbeitskräfte,  stets  ein 
Fabrikant  den  anderen  zu  überholen.  Dem  ist  denn  auch  der  fast 
märchenhafte  Aufschwung  des  Maschinenwesens  zu  verdanken. 

Werfen  wir  z.  B.  einen  Blick  auf  England,  dieses  Musterland 
der  kapitalistischen  Produktionsweise.  „Nach  Fairbairn’s  Angaben 
beschäftigten  (schon  etwa  1860)  die  Metallbergwerke  und  Schmelz- 
öfen Englands  so  viele  Dampfmaschinen,  dass  sie  zusammen  450,000 
Pferdekräfte  repräsentirten ; die  Dampfmaschinen  der  Manufakturen 
hatten  zusammen  1,350,000  Pferdekräfte,  die  Dampfschiffe  850,000, 
die  Lokomotiven  1,000,000;  dies  macht  zusammen  3,650,000  Pferde- 
kräfte ! Da  aber  diese  Maschinen  meist  unausgesetzt , Pferde  aber 
nur  acht  Stunden  täglich  arbeiten,  so  ist  obige  Ziffer  auf  11  Millionen 
zu  erhöhen.  Man  rechnet  gewöhnlich  sieben  Menschenkräfte  gleich 
einer  Pferdekraft , somit  verrichten  die  englischen  Dampfmaschinen 
eine  Arbeit,  zu  deren  Leistung  77  Millionen  Männer  nöthig  wären, 
welche  dem  manneskräftigen  Theile  einer  Bevölkerung  von  250 
Millionen  entsprechen;  es  arbeiten  die  englischen  Dampfmaschinen 
also  fast  so  viel,  als  alle  Arbeiter  Europas  bei  angestrengter  Thätig- 
keit  an  mechanischer  Arbeit  leisten  können.“*) 

Was  die  Dampfmaschinen  der  ganzen  Erde  anbelangt,  so  ist 
deren  Statistik  leider  noch  eine  unvollkommene.  Engel  hat  es  ver- 
sucht, aus  — zum  Theil  veralteten  — Zahlenangaben  und  dürftigen 
Notizen  eine  derartige  Statistik  zusammenzustellen  und  kam  dabei 
zu  dem  Resultate,  dass  sämmtliche  Dampfmaschinen  der  Erde  eine 
Leistung  von  14  Millionen  Pferdekräften  verrichten,**)  das  ist,  nach 
obiger  Berechnung,  die  Arbeit  von  rund  300  Millionen  Männern,  also 
so  viel,  als  auf  der  ganzen  Erde,  deren  Bevölkerung  etwas  über 
tausend  Millionen  Menschen  beträgt,  vorhanden  sein  dürften. 

Dass  derartige  kolossale  Produktivkräfte  die  Produktion  ins 


*)  Kolb,  vergleichende  Statistik,  7.  Auflage,  p.  440. 

**)  1.  c.  p.  793. 

2* 
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Unglaubliche  steigern,  ist  einleuchtend.  Aber  an  und  für  sich  wäre 
das  kein  Unglück.  In  manchen  Industriezweigen  übersteigt  aller- 
dings in  Folge  der  sinnlosen  Konkurrenzjagd  die  Anzahl  der  aufge- 
stellten Maschinen  den  natürlichen  Bedarf:  aber  im  Ganzen  und 
Grossen  kann  man  das  nicht  behaupten.  Niemand  wird  wohl  die 
Ansicht  aufstellen,  dass  die  gegenwärtige  Produktion  bereits  die 
physische  Konsumtionsfähigkeit  des  Volkes  übersteige.  Die  Men- 
schen würden  sicher  Alles,  was  erzeugt  wird,  konsumiren;  wenn  sie 
es  nicht  thun,  unterlassen  sie  es  nicht  aus  einem  physischen,  son- 
dern aus  sozialem  Unvermögen:  es  fehlt  ihnen  die  Kaufkraft.  Dass 
ihnen  diese  fehlt,  rührt  aber  von  nichts  anderem  her , als  der  un- 
gleichen Einkommensvertheilung.  Würde  alles  Einkommen  gleich 
verth eilt,  dann  würde,  da  bis  jetzt  noch  nicht  absolut  zu  viel  pro- 
duzirt  wird,  jeder  Alles  konsumiren , was  er  erlangen  könnte,  eine 
Ueberproduktion  wäre  nicht  zu  erwarten.  Aber  das  Einkommen  ist 
bekanntlich  ungleich  vertheilt.  Es  giebt  sehr  Viele,  die  sehr  wenig, 
und  sehr  Wenige,  die  sehr  viel  besitzen.  Den  letzteren  fiele  die 
Aufgabe  zu , alles  das  zu  konsumiren , was  die  ersteren  nicht  zu 
kaufen  im  Stande  waren.  Aber  das  thun  sie  keineswegs.  Gerade 
von  den  Dingen,  welche  in  Massen  erzeugt  werden,  konsumiren  sie 
sehr  wenig,  im  Verhältniss  zu  ihrem  Einkommen  längst  nicht  so 
viel  als  die  Armen.  Sie  treiben  allerdings  Luxus , aber  wenn  sie 
ihr  Geld  ausgeben , um  Pferde  und  Hunde  zu  halten , Diamanten 
und  Perlen  anzuschaffen , Ackerland  in  Jagdreviere  zu  verwandeln 
etc.,  so  wirkt  dies  der  Ueberproduktion  sehr  wenig  entgegen.  Aber 
nicht  einmal  in  diesem  Luxus  werden  sie  all’  ihren  Ueberfluss  los. 
Die  reichen  Römer  der  Kaiserzeit,  die  Feudalherren  des  Mittelalters, 
in  Frankreich  bis  zur  Revolution , in  anderen  Ländern  noch  über 
diese  hinaus,  waren  im  Besitze  geboren  und  zum  Genüsse  desselben 
erzogen;  die  auf  Erwerb  gerichtete  Arbeit  galt  als  entehrend,  Aktien- 
gesellschaften und  Staatsschulden  gab  es  nicht:  der  Konsum,  oder 
wenn  man  sagen  will,  die  Vergeudung  des  gesammten  Einkommens 
war  daher  fast  naturnothwendig  bedingt.  Aber  unsere  Zeit  ist  eine 
andere.  Unserem  Geschlechte  ist  die  auf  Erwerb  gerichtete  — 
sagen  wir  nicht  Arbeit,  sondern  Thätigkeit  fast  angeboren.  Erwer- 
ben will  Jeder,  mag  er  die  Arbeit  noch  so  sehr  hassen.  Das  Er- 
werben ist  ein  Genuss  geworden,  welcher  alle  anderen  Genüsse  zu 
überragen  scheint.  Man  benutzt  nicht  das  Erworbene , um  zu  ge- 
messen, sondern  um  weiter  zu  erwerben.  Akkumulation  des  Kapi- 
tals, heisst  die  Parole;  der  Theil  des  Mehrwerthes,  welcher  konsu- 
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mirt  wird,  ist  im  Verhältniss  verschwindend  klein.  So  ist  denn  die 
natürliche  Folge  ein  Ueberschuss  von  Produkten,  eine  Ueberproduk- 
tion.  Die  Anarchie  in  der  Produktion  ist  der  Boden , in  dem  die 
Ueberproduktion  gedeiht.  Die  ungleiche  Einkommensvertheilung  ist 
der  Same,  dem  sie  entspriesst,  die  Maschine  aber  ist  der  befruch- 
tende Regen , der  sie  üppig  in  die  Höhe  schiessen  lässt.  Die  Ma- 
schine ist  es  erst,  welche  die  Ungleichheit  in  der  Einkommensver- 
theilung recht  fühlbar  macht. 

Einestheils  bewirkt  sie  dies  dadurch,  dass  sie  erwachsene 
männliche  Arbeiter  überflüssig  macht,  indem  sie  sich  entweder 
selbst  an  deren  Stelle  setzt,  oder  es  ermöglicht,  Weiber  und 
Kinder  deren  Arbeit  verrichten  zu  lassen. 

Nehmen  wir  z.  B.  England,  so  finden  wir,  dass  1861  775,534, 
1868  allerdings  857,964  Arbeiter  in  den  dem  Fabrikgesetz  unter- 
worfenen Fabriken  beschäftigt  wurden.  Aber  1861  zählte  man 
467,261  männliche  und  nur  308,273  weibliche  Arbeiter,  1868  da- 
gegen nur  mehr  332,810  männliche  und  525,124  weibliche.*) 

Aehnliche  Folgen  hat  das  Maschinenwesen  in  Deutschland  ge- 
habt. Hier  hat  die  Beschäftigung  der  Kinder  unter  13  Jahren  von 
1850 — 75  um  9y2°/o  zugenommen,  die  Zahl  der  Frauen  und  Mäd- 
chen über  13  Jahre  ist  sich  ungefähr  gleich  geblieben,  die  Zahl 
der  Arbeiter  von  13 — 18  Jahren  ist  um  2 °/o  gesunken,  die  der  be- 
schäftigten Männer  über  18  Jahre  gar  um  3V2  °/o.  Am  auffallendsten 
ist  die  Zunahme  der  Kinder,  die  Abnahme  der  Männer  in  der  Baum- 
wollenmanufaktur. Hier  ist  die  Zahl  der  beschäftigten  Kinder  ge- 
wachsen um  346  2/7  % , gesunken  dagegen  die  der  Personen  von  13 
bis  18  Jahren  um  6V2  °/o,  die  der  Personen  von  18— 25  Jahren  so- 
gar um  2iy2  °/o. 

Ebenso  wie  den  Arbeitern , ergeht  es  den  Kleingewerbtreiben- 
den , auch  sie  werden  durch  die  Maschine , deren  Konkurrenz  sie 
nicht  aushalten  können , freigesetzt.  Wir  brauchen  nicht  auf  Eng- 
land hinzuwTeisen,  wo  bekanntlich  ein  Kleingewerbe  so  gut  wie  nicht 
existirt.  Auch  in  Deutschland,  wo  doch  die  kapitalistische  Produk- 
tionsweise noch  nicht  so  entwickelt  ist,  macht  sich  die  Abnahme 
des  Handwerkes  in  einer  für  alle  konservativen  Gemüther  er- 
schreckenden Weise  bemerkbar.  Nicht  nur  aus  den  Klagen  der 
Gewerbtreibenden , sondern  auch  aus  der  Statistik  kann  man  dies 
entnehmen,  obwohl  dieselbe  in  diesem  Punkte,  wie  in  so  vielen 


*)  Kolb,  vergl.  Stat.  p.  439. 
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anderen,  noch  viel  zu  wünschen  übrig  lässt.  Im  Jahre  1860  stellte 
Engel  folgende  Berechnung  auf: 

Es  arbeiteten  in  Preussen  für  die 


kleine 

grosse 

Prozent-Verhältniss 

Industrie 

Industrie 

kl.  Industr. 

gr.  Industr." 

1846: 

3,904,569 

557,730 

87,50 

12,50 

1849: 

4,179,000 

570,826 

87,98 

12,02 

1852: 

4,099,789 

617,307 

86,91 

13,09 

1855: 

4,216,812 

636,297 

86,89 

13,11 

1859: 

4,241,233 

678,670 

86,21 

13,79*). 

Auf  Grund  der  letzten  deutschen  Reichsstatistik  finden  wir  nun 
in  der  „österreichischen  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft“, 
I.  Jahrg.  p.  569  eine  Berechnung  der  Stärke  des  Kleinbetriebes 
aufgestellt,  welche  leider  mit  den  oben  angeführten  Zahlen  nicht 
verglichen  werden  kann,  da  sie  von  anderen  Voraussetzungen  aus- 
geht. Eines  aber  wird  aus  derselben  deutlich:  das  Kleingewerbe, 
vor  dem  Jahre  1860  in  entschiedenem  U ebergewichte  über  die 
Grossindustrie,  hat  seitdem  ausserordentlich  an  Boden  verloren  und 
nimmt  nur  mehr  die  zweite  Stelle  neben  derselben  ein.  Aus  der 
eben  genannten  Berechnung  ergiebt  sich  nämlich,  dass  von  den  im 
deutschen  Reiche  in  industriellen  Berufen  (mit  Ausschluss  des  Han- 
dels, des  Transport-  und  Schankgewerbes)  beschäftigten  5,440,107 
Personen  blos  2,692,792  im  Kleinbetrieb  beschäftigt  waren , also 
noch  nicht  50  Prozent.  Dabei  sind  aber  auch  die  Hausarbeiter  zu 
den  Kleingewerbtreibenden  gerechnet,  z.  B.  die  242,869  Hausweber 
und  Wirker,  welche  doch  sicher  zum  grössten  Theile  nur  Lohn- 
arbeiter waren.  Ebenso  sind  in  der  deutschen  Reichsstatistik 
193,804  Maurer  und  Zimmerleute  als  Kleingewerbtreibende  (!)  regi- 
strirt.  Rechnet  man  diese  alle  von  den  Kleingewerbtreibenden  ab, 
so  wird  man  kaum  mehr  als  ein  Drittel  der  industriell  beschäf- 
tigten Personen  in  Deutschland  in  diese  Kategorie  zählen  können. 
Der  rapide  Verfall  des  Kleingewerbes,  neben  welchem  vor  noch 
nicht  langer  Zeit  die  Grossindustrie  eine  unbedeutende  Rolle  spielte, 
ist  aus  diesem  Ergebnisse  klar  ersichtlich. 

Ebenso,  wie  dem  Kleingewerbe,  geht  es  dem  Kleinbauernstande. 
Auch  er  erliegt  der  Uebermacht  der  Maschine,  aber  noch  in  anderer 
Weise,  als  jenes.  Er  erliegt  nicht  blos  der  Konkurrenz  des  Gross- 
betriebes, die  Lokomotive  und  das  Dampfschiff  haben  ihm  überdies 


*)  Oettingen,  Moralstatistik,  2.  AufL  p.  376. 
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einen  furchtbaren  Rivalen  geschaffen,  der  ihm  in  kürzester  Zeit  den 
Garaus  zu  machen  droht,  das  ist  das  überseeische  Getreide  und 
Fleisch.  Die  Fracht  eines  Meterzentners  Weizen  von  Chicago  nach 
London  betrug  1878  nur  zirka  372  Mark,  so  dass  bei  einem  Lon- 
doner Weizenpreis  von  mindestens  20  Mark  (wie  dies  1878  der  Fall 
war)  dem  Farmer  in  Chicago  vier  Fünftel  dieses  Preises  zufallen. 
Wie  kann  da  der  deutsche  Bauer,  erdrückt  von  Steuern  und  Schul- 
den, mit  dem  geringen  Arbeitserträge  seines  durch  den  jahrhunderte- 
langen Raubbau  erschöpften  Bodens  gegen  die  fast  ohne  Arbeit  dem 
üppigen,  frischbebauten  Boden  Amerikas  abgewonnenen  Ernten  auf- 
kommen?  Und  nicht  nur  Amerika  exportirt  Getreide,  nein,  auch 
Canada,  welches  1876  über  24  Millionen  Zentner  Zerealien  nach 
Europa  sandte;  Britisch  Ostindien,  dessen  Export  von  Bombay  und 
Kalkutta  nach  England  1877  blos  an  Weizen  über  6 Millionen 
Zentner  betrug  — die  Durchschnittsfracht  von  Bombay  nach  Liver- 
pool beträgt  blos  1 sh.  (1  Mark)  per  Zentner!  — und  ebenso  ex- 
portiren  Australien,  Aegypten,  Chile.  Auch  die  Viehzucht  wird  für 
den  europäischen  Bauer  bald  unmöglich  gemacht  sein.  Der  General- 
konsul Oesterreichs,  v.  Scherzer,  berechnete  für  1876  das  export- 
fähige Fleischquantum  der  Vereinigten  Staaten  auf  4240  Millionen 
Pfund.*) 

Kein  Wunder,  dass  die  Zahl  der  Bauern  in  schneller  Abnahme 
begriffen  ist.  In  Frankreich,  diesem  von  allen  Anbetern  der  unbe- 
schränkten Theilbarkeit  des  Grundbesitzes  wegen  seiner  günstigen 
Agrikulturverhältnisse  so  hoch  gepriesenen  Lande,  hat  sich  die 
Landbevölkerung  von  21,992,874  im  Jahre  1851**)  auf  18,513,325 
im  Jahre  1872***)  vermindert,  während  sich  die  Bevölkerung  zu- 
gleich, trotz  des  Verlustes  von  Elsass-Lothringen , von  35,783,170 
auf  36,102,921  vermehrte.  1851  lebten  61,5  °/o  der  Bevölkerung 
vom  Ackerbau,  1872  nur  mehr  52,7  °/o. 

Die  Verminderung  des  Bauernstandes  und  des  Kleingewerbes 
ginge  noch  viel  rapider  vor  sich,  wenn  nicht  beide  es  vorzögen,  um 
ihre  „Freiheit“  zu  erhalten,  ihre  wirthschaftliche  Existenz  eine 
Weile  noch  als  Hörige  des  Kapitals  zu  fristen,  bevor  sie  der  Lohn- 
sklaverei verfallen.  Mit  anderen  Worten  , sie  verschulden  immer 


*)  Oesterreichische  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft,  I.  p.  258  ff. 

**)  Legoyt,  la  France  et  l’etranger,  2£me  edition,  I.  p.  57. 

***).  Kolb,  vergl.  Stat.  p.  366. 
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mehr  und  mehr  und  müssen  immer  grösseren  Ertrag  ihrer  Arbeit 
dem  Kapitale  ahliefern. 

Auch  hier  wird  ein  Beispiel  genügen,  um  nicht  allzulange  vom 
Thema  ahzuschweifen. 

In  Oesterreich  betrug  hei  dem  bäuerlichen  Besitz  die  Mehr- 
belastung 


1870: 

3,927,000  fl. 

1873: 

78,327,251  fl. 

1876: 

70,598,538  fl. 

1871: 

21,965,000  „ 

1874: 

84,311,584  „ 

1877: 

31,309,069  „ 

1872: 

37,692,000  „ 

1875: 

70,831,259  „ 

1878: 

30,075,072  „ 

zusammen  also  binnen  neun  Jahren  429,036,773  fl.! 


Zu  gleicher  Zeit  wurden  exekutiv  vom  kleinen  ländlichen  Besitz 
verkauft 


1874:  4413  Wirtschaften  mit 

einem  Schuldenstande 

von 

13,840,149  fl. 

1875:  4585 

77 

77 

77 

77 

15,793,942 

1876:  5575 

77 

77 

77 

77 

20,249,574  „ 

1877:  6948 

77 

77 

77 

77 

27,386,157  ,r 

1878:  9090 

77 

77 

77 

77 

38,996,616  ,* 

also  per  Wirthschaft 

1874: 

3136,2 

fl. 

1875: 

3444,7 

77 

1876: 

3632,2 

77 

1877: 

3941,6 

77 

1878: 

4290,0 

77 

Während  sich  so  der  durchschnittliche  Schuldenstand  einer  zur 
exekutiven  Feilbietung  kommenden  bäuerlichen  Wirthschaft  um. 
36,8 °/o  erhöhte,  betrug  der  durchschnittliche  VerkaufswTerth  einer 
solchen  im  Jahre 


1873 

1627,8  fl. 

Abnahme 

— 

Prozent 

1874 

1477,5  „ 

77 

9,21 

1875 

1459,5  „ 

77 

1,11 

?> 

1876 

1370,2  „ 

77 

5,53 

>> 

1877 

1313,4  „ 

77 

3,50 

M 

1878 

1248,6  „ 

77 

3,93 

Abnahme:  23,28  Prozent. 


Der  Yerkaufswerth  sank  also  während  dieser  sechs  Jahre  um 
23,28  °/o,  indess  der  Schuldenstand  sich  um  36,8  °/o  erhöhte. 

Was  bedeuten  alle  diese  Ziffern?  Nichts  anderes,  als  ein  enor- 
mes Sinken  der  Kaufkraft  des  Volkes  und  damit  seiner  Konsum- 
tionsfähigkeit, bewirkt  durch  die  Maschine.  Die  Lohnarbeiter  werden. 


*)  Oesterr.  Monatsschr.  f.  Gesellschaftsw.  II.  p.  115,  I..  p.  78.. 
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aufs  Pflaster  geworfen  und  drücken  in  der  industriellen  Reservearmee 
die  Löhne  ihrer  glücklicheren  Kameraden  herab.  Die  Handwerker 
und  Bauern  werden  theils  Proletarier,  theils  erhalten  sie  sich  nur 
durch  die  grössten  Entbehrungen  und  die  Ueberlassung  des  grössten 
Theiles  ihres  Arbeitsertrages  an  das  Kapital.  So  vermindern  sich 
die  Einkommen  der  Einen,  vermehren  sich  die  Einkommen  der 
Anderen  immer  mehr,  immer  mehr  sinkt  die  Fähigkeit,  das  National- 
produkt zu  konsumiren.  Die  gewöhnliche  Annahme  geht  allerdings 
dahin,  der  Volkswohlstand  nehme  zu  mit  der  Entwickelung  des  In- 
dustrialismus. Freilich,  es  klingt  sehr  schön,  wenn  es  heisst,  dass 
das  Volksvermögen,  z.  B.  das  steuerpflichtige  Einkommen,  in  Gross- 
britannien (ohne  Irland)  1842/43  zu  192,2  Millionen  Pfd.  Sterl.  an- 
genommen worden  sei,  indess  es  1862/63  bereits  300,48,  mit  Irland 
323,94  betrug,  1868  430,4,  1871  456,6  Millionen  Pfd.  Sterl.;  folg- 
lich kamen  auf  den  Kopf  so  und  so  viel  Pfd.  Sterl.  mehr  im  Jahre 
1871  als  1842.  So  rechnen  gewöhnlich  die  „liberalen“  National' 
Ökonomen.  Wenn  man  aber  näher  zusieht,  findet  man,  dass  z.  B. 
die  Zahl  der  besteuerten  Einkommen 

1867  1871 

unter  100  Pfd.  Sterl.  (2000  Mark)  70,673,  220,621  betrug, 

von  100-200  „ „ (2000—4000  „ ) 186,493,  80,666 

über  200  „ „ (4000  „ ) 126,286,  143,441 

also  die  Zahl  der  besteuerten  Einkommen 

unter  100  Pfd.  Sterl.  um  149,948  zugenommen  bat, 
von  100—200  ,,  „ „ 105,827  abgenommen  „ 

über  200  „ „ ,,  17,155  zugenommen  „ *)• 

Man  sieht  hier  deutlich,  wie  der  Mittelstand,  der  ungefähr  ebenso 
viel  konsumirt,  als  er  einnimmt,  verschwindet , um  auf  der  einen 
Seite  besitzlosen  Proletariern , welche  weniger  konsumiren , als  sie 
produziren,  und  andererseits  reichen  Kapitalisten,  welche  mehr  ein- 
nehmen, als  sie  konsumiren,  Platz  zu  machen , dass  also  die  Kon- 
sumtionsfähigkeit des  Volkes  durch  den  Industrialismus  immer  tiefer 
herahgedrückt  wird. 

Den  drastischsten  Ausdruck  dafür  bietet  eine  von  Hausner  auf- 
gestellte Tabelle.  Nach  derselben  kommt  ein  Armer  in  Griechen- 
land (1861)  auf  89,0  Menschen,  in  Kussland  auf  89,0,  in  der  Türkei 
(nach  unsicherer  Schätzung)  auf  42,0,  in  Irland  (1863)  auf  36,2,  in 
Oesterreich  (nach  unzuverlässiger  Schätzung)  auf  34,6,  in  Preussen 


*)  Kolb,  vergl.  Stat.  p.  404. 


(1861)  auf  34,4,  in  Italien  (1862)  auf  33,6,  in  Baiern  auf  32,1,  in 
Norwegen  (1859)  auf  31,0,  in  Frankreich  (1861)  auf  29,4 , in 
Schweden  (1859)  auf  28,0,  in  Dänemark  (1860)  auf  25,1,  in 
Sachsen  auf  22,6,  in  Grossbritannien  auf  22,0,  in  der  Schweiz  auf 
19,4,  in  England  auf  18,7,  in  Belgien  auf  7,5,  in  den  Niederlanden 
auf  6,8.*) 

Deutlich  sieht  man  hier , wie  die  Maschine , welche  die  Pro- 
duktivität der  Arbeit  ins  Unglaubliche  emporschraubt,  zugleich  die 
Ungleichheit  der  Einkommensvertheilung  enorm  steigert  und  dadurch 
die  Konsumtionsfähigkeit  des  Volkes  aufs  Tiefste  herabdrückt.  Auf 
diese  Weise  arbeitet  die  Maschine  gewissermaassen  von  beiden 
Enden  auf  die  Ueberproduktion  los , nicht  blos  eine  momentane, 
durch  Täuschungen  über  die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  her- 
vorgerufene , sondern  eine  andauernde , sich  stetig  und  zwar  mit 
Naturnotwendigkeit  steigernde,  der  der  einzelne  Fabrikant  machtlos 
gegenübersteht , der  er  sich  nicht  entziehen  kann , selbst  wenn  er 
will.  Sogar  jetzt,  unter  dem  Drucke  der  Krise , zwingt  die  uner- 
bittliche Konkurrenz  den  Fabrikanten , sein  konstantes  Kapital  un- 
aufhörlich zu  vermehren , Arbeiter  frei  zu  setzen , die  Löhne  zu 
verringern  und  den  Arbeitstag  zu  verlängern.  Der  einzelne  Fabri- 
kant muss  dies  jetzt  sogar  noch  viel  mehr  anstreben,  als  während 
des  wirthschaftlichen  Aufschwunges,  denn  er  kann  sich  jetzt  nur  da- 
durch zu  retten  hoffen,  dass  er  billiger  arbeitet,  als  seine  Konkur- 
renten und  so  seine  Waaren  absetzt,  obgleich  noch  von  früherher 
so  viele  unverkaufte  bei  den  anderen  lagern.  Der  Fabrikant  hat 
keine  Wahl:  er  muss  entweder  die  Fabrik  ganz  schliessen  oder  er 
muss  die  Ueberproduktion  noch  vergrössern  helfen  durch  Vermeh- 
rung der  Waaren vorräthe  und  Verminderung  der  Kaufkraft  der 
Arbeiter. 

Der  allgemeine  Ruf  der  Fabrikanten  nach  Verlängerung  der 
Arbeitszeit  und  Verkürzung  des  Arbeitslohnes  und  die  Ausfüh- 
rung dieses  Wunsches  überall , wo  sie  die  Macht  dazu  haben  , ist 
bekannt.  Nicht  so  allgemein  bekannt  dürfte  die  Thatsache  sein, 
dass  das  konstante  Kapital  sich  selbst  während  der  Krise  vermehrt 
hat.  Sehen  wir  z.  B.  die  Eisenindustrie  an.  Die  Eisenvorräthe 
häuften  sich  in  letzter  Zeit  — seit  1875  — in  solchem  Maasse, 
dass  die  Entwerthung  des  Eisens  ungemein  rasch  vorschritt.  Die 
Eisenpreise  erfuhren  folgende  Oszillationen: 


*)  Hausner,  vergleichende  Statistik  v.  Europa,  I.  p.  77—82. 
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Roheisen  Nr.  3 

Westfälisches 

Pennsylvania- 

Spiegeleisen 

Roheisen 

in  Glasgow 

ab  Werk 

Verein.  Staaten 

loco  Philadelphia 

Jahr 

per  engl.  Tonne 

per  Zoll-Zentner 

per  Ton 

1871: 

2 

Pfd. 

Sterl. 

19  sh. 

5,40  Mark 

30,50-37,25  Doll. 

1872: 

5 

11 

11 

1 „ . 

10,50 

11 

37,00-53,90  „ 

1873: 

5 

11 

17  „ 

11,70 

11 

32,50-48,40  „ 

1874: 

4 

11 

11 

772  „ 

4,95 

n 

24,00-32,00  „ 

1875: 

3 

11 

1) 

53/4  „ 

4,60 

11 

23,50—27,00  „ 

1876: 

2 

11 

IV 

I8V2  „ 

3,90 

11 

21,25-23,25  „ 

1877: 

2 

11 

11 

17  „ 

3,60 

11 

18,00—20,75  „ 

1878: 

2 

11 

3 „ 

— 

11 

16,50-18,50  „ 

Ende  1879: 

3 

11 

1.1 

4 „ 

— 

11 

28,00-34,00  „ 

Natürlich  mussten  in  Folge  dieses  Sinkens  der  Preise  viele 
Hochöfen  ihre  Arbeit  einstellen , die  Gesammtproduktion  der  In- 
dustrieländer an  Eisen  ging  von  1873—76  um  24  Millionen  Zentner 
zurück,  nachdem  von  1869 — 1873  die  jährliche  Mehrproduktion 
nahezu  12  Millionen  Zentner  betragen  hatte.  In  Grossbritannien 
standen  im  Jahre  1874  schon  286 , zu  Ende  1876  437  , zu  Ende 
1877  411  und  zu  Ende  1878  532  Hochöfen  kalt.  Ebenso  wurden 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1876  nur  mehr  293,  1877 
nur  236  Hochöfen  betrieben.  Trotzdem  wurde  die  Zahl  der 
Hochöfen  in  beiden  Ländern  während  dieser  Zeit  erheb- 
lich vermehrt.  In  Grossbritannien  stieg  die  Zahl  der  Hochöfen 
von  876  im  Jahre  1872  auf  932  im  Jahre  1873 , 935  im  J.  1874, 
940  im  J.  1875,  968  im  J.  1876,  und  977  Ende  des  Jahres  18781 
Ebenso  zählte  man  in  den  Vereinigten  Staaten  1872  612 , 1873 
657,  1874  693,  1875  713,  1876  714  und  1878  716  Hochöfen.*) 
Nehmen  wir  eine  andere  bedeutende  Industrie,  die  Baumwollen- 
industrie. Auch  in  dieser  sind  in  Folge  der  übergrossen  Vorräthe 
die  Preisherabsetzungen  bedeutend.  Trotzdem  hat  die  Zahl  der 
Maschinen  in  folgendem  Maasse  zugenommen: 

1850  1871  1875  1878 


Etablissements  1932 

Spindeln  20,977,000 

Maschinenstühle  ? 

Arbeiter  ? 


2483  2655 

34,695,221  37,515,772 

440,676  463,118 

450,087  479,515 


2674 

39,527,920 

514,911 

482,903**). 


Auffallenderweise  finden  wir  eine , wenn  auch  unbedeutende 
Vermehrung  der  Arbeiterzahl,  welche  freilich  relativ  eine  Verminde- 

*)  Neumann- Spallart,  Uebersichten  über  Produktion,  Verkehr  und  Handel, 
1880,  p.  158  ff. 

**)  1.  c.  p.  173. 
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rung  zu  nennen  ist,  im  Vergleich  zu  der  Zahl  der  Spindeln  und 
Maschinenstühle.  1871  war  noch  die  Zahl  der  Arbeiter  um  9411 
grösser  als  die  der  Maschinenstühle,  1878  dagegen  wurde  sie  bereits 
von  diesen  um  32,008  überragt.  Aber  unseres  Erachtens  ist  auch 
die  absolute  Vermehrung  der  Arbeiter  keine  deren  Kaufkraft  ver- 
grössernde.  Es  ist  leider  nicht  angegeben , wie  viele  Frauen  und 
Kinder  unter  den  Arbeitern  gezählt  wurden.  Wir  sind  auf  Grund 
der  bisherigen  Erfahrungen  überzeugt  davon,  dass  jene  es  waren, 
die  man  auf  Kosten  der  männlichen  Arbeiter  vermehrt  hat. 

So  sehen  wir  denn  überall  trotz  der  Ueberproduktion  Zunahme 
des  konstanten  Kapitals,  Abnahme  der  Löhne,  Verlängerung  der 
Arbeitszeit:  mit  anderen  Worten,  der  Einzelne  ist  ohnmächtig  der 
freien  Konkurrenz  gegenüber , diese  macht  die  Heilung  der  Ueber- 
produktion unmöglich , so  lange  volle  wirthschaftliche  Freiheit 
herrscht;  diese  führt  das  Gemeinwesen  dem  Verderben  entgegen 
und  es  gilt  ein  rasches  und  kräftiges  Aufraffen  desselben,  um  ihm 
zu  entrinnen.  Wo  die  Kraft  des  Einzelnen  erlahmt,  da  tritt  an  die 
Gesammtheit  Aller  die  Pflicht  heran,  helfend  einzugreifen : am  mei- 
sten also  auf  dem  Gebiete  der  Produktion,  wo  der  Staat  selbst  be- 
droht ist.  Dass  dieser  berufen  sei,  einzugreifen , dass  das  System 
der  wirthschaftlichen  Freiheit  bankerott  sei,  das  wird  denn  auch 
von  den  meisten  zugestanden,  die  nicht  ganz  in  das  Manchesterthum 
verrannt  sind , aber  über  die  Art  und  Weise , wie  der  Staat  ein- 
greifen  solle,  darüber  gehen  die  Ansichten  sehr  auseinander. 

Fernhaltung  der  fremden  Konkurrenz  vom  inneren  Markte,  ist 
die  Parole  der  Einen,  Eroberung  neuer  Absatzgebiete  im  Auslande, 
das  Losungswort  der  Anderen.  Weder  das  Eine  noch  das  Andere 
kann  helfen.  Der  Schutzzoll  ist  freilich  im  Stande,  die  Entwicke- 
lung einer  noch  schwachen  Industrie  zu  fördern , aber  darum  han- 
delt es  sich  jetzt  gar  nicht.  Die  deutsche  Industrie  z.  B.  hat  sich 
nicht  zu  langsam,  sondern  zu  schnell  entwickelt;  das  ist  der  Fehler, 
an  dem  sie  leidet.  Während  die  Produktion  des  Roheisens  von 
1867—73  in  Belgien  um  43  */2  °/o  zugenommen  hat,  in  Grossbritan- 
nien um  38,  in  Frankreich  gar  nur  um  11  */4  °/o , stieg  sie  in  Deutsch- 
land während  desselben  Zeitraumes  von  987,163  auf  2,174,058 
Tonnen,  also  um  120  °/o.  Dass  in  Folge  dessen  die  Produktion  bis 
1877  um  28  °/o , auf  1,566,600  fallen  musste,  ist  natürlich.*)  Was 
soll  da  der  Schutzzoll  helfen?  Soll  er  die  Produktion  wieder  auf 


*)  Brassey,  Foreign  Work  and  English  Wages,  p.  72. 
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ihre  schwindelhafte  Höhe  hinaufschrauben?  Gesetzt,  es  gelänge, 
was  hiesse  dies  anderes,  als  die  bestehende  Ueberproduktion  noch 
zu  vermehren  und  auf  eine  kurze  Periode  eines  erkünstelten  Auf- 
schwunges einen  noch  entsetzlicheren  „Krach“,  als  der  erste  war, 
folgen  zu  lassen?  Was  noth  thut,  das  ist  Einschränkung  der  Pro- 
duktion und  Vermehrung  der  Kaufkraft  der  unteren  Klassen.  Die 
Schutzzölle  vermehren  aber  naturgemäss  die  Produktion  und  ver- 
mindern die  Kaufkraft  des  Volkes,  da  sie  die  Waarenpreise  steigern, 
die  Löhne  aber  unberührt  lassen.  Oder  glaubt  man  wirklich , die 
Löhne  würden , angesichts  der  ungeheuren  industriellen  Reserve- 
armee, erheblich  steigen  ? Machen  doch  nicht  nur  die  inländischen, 
sondern  auch  die  ausländischen  überzähligen  Arbeiter  Konkurrenz. 
Wird  durch  die  Schutzzölle  der  Absatz  der  deutschen  Industrie  ge- 
hoben , so  kann  dies  nur  dadurch  geschehen , dass  der  Absatz  der 
anderen  vermindert  wird.  Dadurch  werden  im  Auslande  ebenso 
viele  oder  noch  mehr  Arbeiter  freigesetzt,  als  im  Inlande^  Beschäfti- 
gung finden.  Der  Druck  auf  den  Arbeitsmarkt  bleibt  daher  der 
gleiche , da  die  Schutzzölle  blos  vor  der  Konkurrenz  ausländischer 
Waaren , nicht  aber  der  ausländischer  Arbeiter  schützen.  Die 
Schutzzölle  sind  also  nichts , als  ein  ausgezeichnetes  Stimulirungs- 
mittel , die  Ueberproduktion  noch  zu  vermehren.  Sie  wirken , wie 
der  Schnaps,  der  augenblicklich  belebt,  die  Zerrüttung  des  Nerven- 
systems aber  noch  tiefer  und  unheilbarer  macht. 

Annehmbarer  wäre  der  Vorschlag  nach  Erschliessung  neuer 
Märkte  im  Auslande.  Der  fremde  Markt  ist  es , welcher  allein  es 
unter  dem  Regime  der  ungleichen  Einkommensvertheilung  ermög- 
licht, dass  die  Maschine  nicht  schon  vom  Momente  ihres  Entstehens 
an  eine  Ueberproduktion  erzeugt,  da  derjenige  Theil  des  jährlichen 
Produktes , welchen  der  Arbeiter  nicht  konsumiren  kann  und  der 
Kapitalist  nicht  konsumiren  will,  auf  demselben  Absatz  findet.  Aber 
es  genügt  nicht,  den  fremden  Markt  sich  zu  erhalten,  er  muss 
Schritt  für  Schritt  mit  der  Akkumulation  des  Kapitals  erweitert 
werden.  So  lange  dies  möglich  ist,  kann  das  Kapital  sich  akkumu- 
liren,  ohne  eine  Ueberproduktion  im  Gefolge  zu  haben.  Wir  sehen 
denn  auch  seit  dem  Beginne  der  kapitalistischen  Produktionsweise 
bei  allen  an  derselben  Theil  nehmenden  Völkern  einen  fast  krank- 
haften Zug  zur  Gründung  und  Erwerbung  von  Kolonien.  Man  be- 
darf derselben , man  hält  sie  fest , selbst  mit  den  ungeheuersten 
Opfern , denn  sie  sind  es , welche  die  straflose  Akkumulation  des 
Kapitals  in  wenigen  Händen  ermöglichen,  welche  es  gestatten,  dass 
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die  Maschine  den  Arbeiter,  anstatt  ihn  zu  entlasten,  hrodlos  macht. 
Ohne  sein  ausgedehntes  Kolonialreich  hätte  Grosshritannien  nie  ein 
solch  rapides  Anschwellen  des  „Volkswohlstandes“,  zugleich  mit 
einer  solchen  Vermehrung  des  Proletariats,  ausgehalten.  Aber  die 
Erde  ist  klein  geworden,  Nordamerika  und  der  europäische  Konti- 
nent haben  sich  der  Tributpflichtigkeit  Grossbritanniens  entzogen, 
selbst  Indien  beginnt  wirthschaftlich  selbständig  zu  werden,  aus  allen 
diesen  ehemaligen  Abnehmern  wachsen  furchtbare  Konkurrenten 
heran.  Und  jeder  von  ihnen  will , jeder  von  ihnen  muss  immer 
neue  und  neue  Absatzmärkte  erobern,  jeder  sucht  noch  irgend  ein 
wildes  Völkchen  zu  entdecken,  dem  man  etwas  von  seinem  Ueber- 
flusse  mittheilen  könnte ; wie  der  Ertrinkende  an  den  Strohhalm, 
klammert  sich  das  mächtige  deutsche  Reich  an  die  Samoa-Inseln, 
deren  Bevölkerung  die  von  Potsdam  noch  lange  nicht  erreicht,  um 
von  diesem  „Kolonialreiche“  aus  die  wirthschaftliche  Gesundung 
anzubahnen.  Vergeblich.  Die  Produktionskraft  der  Maschine  ist 
eine  so  gewaltige,  der  Konsum  im  Inlande  in  Folge  der  Einkom- 
mensungleichheiten ein  so  geringer , der  Ueberschuss  daher  ein  so 
kolossaler,  dass  auch  der  auswärtige  Markt  ihn  nicht  mehr  absor- 
biren  kann.  Wie  beim  inneren  kann  man  auch  beim  äusseren  Markt 
nicht  mehr  erwarten,  dass  er  Alles  aufzehren  werde,  hier  wie  dort 
kann  nur  mehr  der  Einzelne  hoffen,  durch  Schnelligkeit  und  billige 
Preise  auf  Kosten  der  Anderen  seine  Vorräthe  loszuwerden;  durch 
Gewinnung  des  äusseren  Marktes  kann  man  die  Last  der  Ueber- 
produktion  höchstens  auf  andere  Schultern  schieben,  nicht  aber  be- 
seitigen. 

Um  eine  wirkliche  Genesung  herbeizuführen,  muss  man  andere 
Maassregeln  ergreifen , und  dieselben  sind  gar  nicht  so  schwer  zu 
finden,  wenn  man  die  Ursachen  der  Ueherproduktion  ins  Auge  fasst: 
die  zu  grosse  Produktivität  der  Maschine  muss  eingedämmt,  die 
Kaufkraft  des  Volkes  gehoben  werden.  Ersteres  erreicht  man 
durch  eine  kurze  Arbeitszeit,  letzteres  durch  hohe  Löhne. 

Wie  kann  man  aber  dies  durchführen?  Der  erste  Fabrikant, 
der  damit  begänne,  wäre  binnen  Kurzem  ein  ruinirter  Mann.  Sicher, 
der  Einzelne  kann  nicht  dagegen  ankämpfen;  ganz  anders  jedoch 
gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  Alle  dieselben  Maassregeln  ergreifen. 
Dass  sie  dies  freiwillig  thun  werden , ist  nicht  zu  erwarten , und 
somit  muss  die  Gesammtheit  eintreten  und  sie  zu  diesen  Schritten 
zwingen.  Es  ist  dies  nichts  so  Unerhörtes:  man  bedarf  dazu  hlos 
einer  Erweiterung  unserer  Arbeitsgesetzgebung.  Ein  kurzer  Normal- 
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arbeitstag,  ein  Verbot  der  Kinder-,  Einschränkung  der  Frauenarbeit 
würden  genügen , um  einestbeils  die  Produktion  herabzusetzen  und 
andererseits  die  Löhne  zu  steigern  in  Folge  der  steigenden  Nach- 
frage nach  Arbeit. 

Wir  sagen,  es  bedarf  hiezu  einer  Erweiterung  unserer  Arbeits- 
gesetzgebung, denn  die  bestehende  genügt  durchaus  nicht,  um  die 
Produktion  einzuschränken.  Wenn  auch  die  Fabrikanten  allerorts 
betheuern,  dass  unsere  Arbeitsgesetze  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
Industrie  herabsetzen,  so  wissen  wir,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist. 

In  der  Schweiz  haben  die  Fabrikanten  und  namentlich  die 
Sticker  in  St.  Gallen  und  Appenzell  eine  Agitation  gegen  den  elf- 
stündigen  Normalarbeitstag  in  Szene  gesetzt.  Mit  welchem  Recht, 
das  zeigt  folgende  Stelle  aus  dem  Berichte  des  Schweizer  Fabrik- 
inspektors Schüler,  der  nichts  weniger  als  fabrikantenfeindlich  ist. 

Da  heisst  es: 

„Ich  erlaube  mir , an  das  Vorstehende  noch  einige  Notizen  anzu- 
reihen, die  ich  mir  über  den  Einfluss  des  Normalarbeitstages  auf 
mehrere  unserer  schweizerischen  Hauptindustriezweige  gesammelt,  und  über 
die  Gründe  und  ihre  Berechtigung , welche  so  Viele  zur  Verurtheilung 
eines  Versuches  der  gesetzlichen  Normirung  der  Arbeitszeit  bewegen. 

„Es  kann  sich  hiebei  nicht  um  die  Maschinenfabriken  und  ver- 
wandte Betriebe  handeln,  da  hier  schon  seit  Jahren  63  Stunden  wöchent- 
licher Arbeit  als  ziemlich  allgemeine  Norm  gelten. 

„Bei  den  wenigen  Klagen,  die  ich  von  Seite  der  Seidenindustriellen 
vernahm  und  in  Betracht  meiner  noch  allzu  geringen  Vertrautheit  mit 
dieser  Industriegruppe  enthalte  ich  mich  auch  hier  aller  Bemerkungen, 
sowie  bei  der  Baumwolldruckerei , die  vermöge  der  kurzen  Arbeitszeit  der 
Drucker  nur  sehr  wenig  vom  Normalarbeitstag  berührt  wird. 

„Unendlich  mehr  sind  die  Spinnereien  und  Webereien,  sowie 
die  Zwirnereien  und  andere  verwandte  Zweige  betroffen.  Die  Weberei 
behauptet,  beträchtliche  Einbussen  durch  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
zu  erleiden.  Ueberall  aber  hat  man  mir  zugegeben,  dass  dieselben  mehr 
oder  weniger  durch  raschere  Arbeit  einzubringen  seien.  Dies  stellte 
sich  schon  vor  Jahren  in  Glarus  heraus  , wo  z.  B.  eine  Weberei,  die  1871 
bis  1872  bei  zwölfstündiger  Arbeit  153,178  Pfund  verarbeitete,  1872  bis 
1874  bei  elf  Stunden  doch  noch  302,509  Pfund  verwob.  In  neuester  Zeit 
ergab  sich  in  einer  grossen  Weberei  des  Kantons  Zürich  , dass  man  dort 
nach  Reduktion  des  Arbeitstages  die  Webstühle  um  etwas  schneller  laufen 
liess  und  gleiches  Produkt  erhielt,  wie  zuvor.  Vor  Kurzem  wurde  daselbst 
der  Lohn  reduzirt , und  die  Arbeiter  lieferten  abermals  gerade  um  so  viel 
mehr,  dass  sie  einen  gleich  hohen  Arbeitslohn  erzielten,  wie  zuvor. 

„Ganz  die  nämliche  Erfahrung  machte  eine  grössere  Zwirnerei.  Nach- 
dem sie  die  Arbeitszeit  auf  10  Stunden  reduzirt,  brachten  es  die  Arbeiter 
zur  Ueberraschung  der  Fabrikanten  auf  den  gleichen  Zahltag,  wie  vorher 
in  11  Stunden. 
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„Bei  diesen  Industriezweigen  kann  somit  auf  Ausgleichung  der  Menge 
des  Produktes  “gegenüber  früheren  Jahren  gehofft  werden.  Weniger  scheint 
dies  bei  der  Spinnerei  der  Fall  zu  sein.  Genauere  Ausnutzung  der  zu- 
lässigen Arbeitszeit,  z.  B.  durch  präziseremBeginn  und  Schluss,  schnelleres 
Laufenlassen  der  Maschinen , grössere  Aufmerksamkeit  der  Arbeiter  kann 
auch  hier  Manches  einbringen.  Wo  aber  das  erste  und  zweite  längst  bis 
an  die  Grenzen  des  Möglichen  gebracht  worden,  wo  ein  schnelleres  Arbei- 
ten durch  den  Mangel  an  genügender  Wasserkraft  verhindert  und  die  Be- 
schaffung von  Dampfkraft  nicht  rentabel , wo  die  Mehranspannung  des 
Arbeiters  das  einzige  Mittel  zum  Einbringen  ist,  da  wird  vermuthlich  eine 
Einbusse  bleiben.  In  verschiedenen  vor  fünf  Jahren  angefragten  glarne- 
rischen  Spinnereien  schwankte  deren  Schätzung  zwischen  1 und  7%.  In 
einer  zürcherischen  Spinnerei  berechnete  man  mir  den  Verlust  auf  9,4 % 
— ein  Betrag,  der  bei  einem  Zeitverlust  von  8,5’%  doch  gewiss,  in  anderen 
Ursachen  mit  begründet  sein  muss.  Dass  es  mehr  oder  minder  in  der 
Hand  des  Arbeiters  liegen  muss  , ob  er  mehr  oder  minder  produzire  , dass 
nicht  Alles  von  der  Maschine  abhängt,  beweisen  ohne  Zweifel  die  Prä- 
mien , die  von  vielen  der  bestgeleiteten  Etablissements  den  Spinnern  für 
Leistungen  über  ein  gewisses  Quantum  hinaus  bezahlt  werden.  Diese 
steigen  bis  auf  den  doppelten  Pfundlohn  und  sie  machen  bis  80,  120  und 
noch  mehr  Franken  jährlich  aus  , und  auf  meine  Frage  wurde  mir  von 
der  Fabrikleitung  eines  grossen  Etablissements  der  Bescheid:  „es  habe  sich 
durch  diese  Prämienzahlung  das  Produkt,  das  um  l/l2  zurückgegangen, 
wieder  um  ein  Bedeutendes  gehoben.“ 

„Am  meisten  klagen  die  Sticker  über  den  Normalarbeitstag.  Man 
hat  mich  versichert,  dass  seit  Einführung  des  Fabrikgesetzes  per  Kopf  und 
Tag  300  Stiche  weniger  gemacht  werden.  Ich  gestehe  , dass  mich  solche 
Behauptungen  erschreckten,  und  es  war  von  nun  an  meine  angelegentlichste 
Sorge , mir  von  intelligenten  , ruhig  beobachtenden  Arbeitern  und  Arbeit- 
gebern genauere  Angaben  zu  verschaffen , und  ich  habe  dabei  nicht  ver- 
gessen, Etablissements  von  allen  Dimensionen  und  in  allen  Landesgegenden 
zu  berücksichtigen.  Ein  Fabrikant  begleitete  nun  seine  Auszüge  aus  den 
Arbeitsbüchern  mit  folgenden  Worten:  ,Wenn  Sie  diese  Zahlen  vergleichen, 
so  finden  Sie,  dass  wir  mit  verlängerter  Arbeitszeit  kein  besseres  Resultat 
erzielt  haben. . . . Für  die  Stickerei,  wo  die  Maschinen  durch  Händebetrieb 
bewegt  werden  müssen,  ist  die  Normalarbeitszeit  eine  wahre  Wohlthat  für 
die  Arbeiter  und  durchaus  kein  Nachtheil  für  die  Arbeitgeber. 
Fachkenner  aus  fast  allen  st.  gallischen  Bezirken  sprechen  sich  in  dem- 
selben Sinne  aus,  mehrere  darunter  mit  der  schüchternen  Andeutung,  dass 
dies  zwar  ihre  Ueberzeugung  sei,  der  sie  aber  aus  Rücksicht  für 
ihre  Umgebung  nicht  immer  offenen  Ausdruck  verleihen 
möchten. 

„Der  Chef  eines  grösseren  Geschäftes  berichtete  mir  ausdrücklich, 
dass  ein  vor  mehreren  Jahren  gemachter  Versuch  , 13  Stunden  statt  12 
arbeiten  zu  lassen , eine  so  minime  Mehrproduktion  zu  Wege  gebracht 
habe,  dass  der  Gewinnst  daran  kaum  die  Mehrkosten  der  Beleuchtung  ge- 
deckt habe. 

„Ein  eifriger  Gegner  des  Normalarbeitstages,  sowie  auch  des  Fabrik- 
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gesetzes  überhaupt,  das  nach  seiner  Ansicht  der  Stickindustrie  grossen 
Verlust  bringt,  giebt  zu,  ,dass  an  den  Einzelmaschinen  nicht  im  Ver- 
liältniss  zur  längeren  Arbeitszeit  mehr  verdient  werde,  da  die 
Leute  abgemattet  seien/  und  er  fügt  bei,  dass  für  2500  Stiche  per 
Tag  schon  ein  guter  Arbeiter  erforderlich  sei.  Ein  Zürcher  Gesinnungs- 
genosse giebt  die  durchschnittliche  Zahl  der  Stiche  bei  12  Stunden  Arbeit 
auf  2200  an.  Dem  gegenüber  berechneten  glarnerische  Sticker  ihre 
Durchschnittszahl  ebenfalls  auf  2200 — 2500  in  11  Stunden.  Aus  St.  Gallen 
habe  ich  für  11  Stunden  Zahlenangaben  yon  2000,  2049,  2291,  2500  stei- 
gend sogar  bis  2700.  Ich  habe  dabei , soweit  ich  irgend  vermochte , Be- 
dacht genommen,  nur  gleiche  Maschinen  (keine  Zollmaschinen)  und  unge- 
fähr gleiche  Artikel  zu  vergleichen.  Am  richtigsten  mag  ein  Bauersmann, 
mitten  aus  dem  Stickereigebiet,  der  auch  eine  Anzahl  Stickstühle  besitzt,  diese 
Frage  über  das  produzirte  Quantum  beantwortet  haben.  Er  behauptet, 
dass  ein  Sticker  allerdings  bei  längerer  Arbeitszeit  mehr  leiste  , aber  er 
befinde  sich  mit  seinen  Arbeitern  besser  bei  11  Stunden,  denn  die,  welche 
weit  über  die  gesetzliche  Zeit  arbeiten,  bringen  es  nicht  weiter,  da  sie 'in 
der  Regel  nur  5,  selbst  4 Tage  arbeiten.“ 

Ueber  dasselbe  Thema  spricht  sich  der  eidgenössische  Fabrik- 
inspektor des  II.  Kreises  kurz , aber  entschieden,  folgendermaassen 
aus:  „Vielfach  haben  mich  Fabrikanten,  Direktoren  und  Werkführer 
von  Etablissements,  wo  früher  12  Stunden  lang  gearbeitet  worden, 
versichert:  die  Befürchtung,  es  möchte  in  Folge  der  Zeitreduktion 
eine  Arbeitsproduktionsverminderung  stattfinden , sei  unbegründet 
gewesen;  es  werde  jetzt  in  11  Arbeitsstunden  nicht  weniger  als 
früher  in  12  Stunden  produzirt,  freilich  sei  die  Beaufsichtigung  der 
Arbeiter  etwas  strenger,  und  es  gehe  während  der  Arbeit  weniger 
Zeit  durch  kurze  Pausen  verloren,  als  früher.“  *) 

Der  elfstündige  Arbeitstag  erhöht  also  blos  die  Produktivkraft 
jeder  Arbeitsstunde,  vermindert  nicht  das  Gesammterträgniss.  Aber 
auch  vom  zehnstündigen  Arbeitstage  ist  dies  nicht  zu  erwarten. 
Der  Deputirte  Nadaud  brachte  in  der  französischen  Kammer  den 
Antrag  auf  einen  zehnstündigen  Normalarbeitstag  ein,  und  der  Be- 
richterstatter über  diesen  Antrag,  Richard  Waddington,  Bruder  des 
ehemaligen  Ministers,  ein  grosser  Fabrikant,  hat  der  Kammer  einen 
sehr  günstigen  Bericht  vorgelegt.  Wenn  die  geringste  Aussicht 
bestände,  dass  durch  einen  zehnstündigen  Normalarbeitstag  die 
Produktivität  der  französischen  Industrie,  also  ihre  Konkurrenz- 
fähigkeit, leiden  würde,  hätte  er  dies  entschieden  nicht  gethan.  In 
England  haben  die  Arbeiter  sogar  in  manchen  Branchen  den  neun- 
stündigen — wenn  auch  nicht  gesetzlichen , so  doch  faktischen  — 

*)  Bericht  über  die  Fabrikinspektion  im  Jahre  1879,  Bern  1880,  p.  12, 43. 
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Arbeitstag  erkämpft,  ohne  dass  die  Produktivität  der  englischen 
Arbeit  zurückgegangen  wäre. 

Die  bestehenden  Fabrikgesetzgebungen  sind  daher  ungenügend, 
der  Ueberproduktion  entgegenzuwirken,  und  sie  müssen  es  sein; 
denn  ginge  ein  Land  in  seiner  Fabrikgesetzgebung  so  weit,  dass 
dieselbe  der  Ueberproduktion  entgegenwirkte , die  Produktion  ein- 
schränkte und  die  Löhne  erhöhte , so  wäre  die  Folge  davon  nicht 
Milderung  der  Ueberproduktion,  sondern  Konkurrenzunfähigkeit  und 
mithin  der  Buin  der  betreffenden  Industrie.  Wie  der  einzelne 
Unternehmer  mit  seinen  besten  Bestrebungen  der  Konkurrenz 
gegenüber  ohnmächtig  ist,  so  ist  es  auch  der  einzelne  Staat.  Dem 
einzelnen  Unternehmer  gegenüber  kann  man  die  Forderungen  der 
Humanität  und  Staatsklugheit  nur  dadurch  zur  Geltung  bringen, 
dass  man  dieselben  für  alle  gleich  verbindlich  macht.  So  muss 
es  auch  den  einzelnen  Staaten  gegenüber  geschehen.  Es 
hat  sich  als  nothwendig  herausgestellt,  dass  die  Staaten  in  das 
Wirtschaftsleben  des  Einzelnen  eingreifen:  ebenso  nothwendig  ist, 
dass  die  Gesammtheit  der  modernen  Kulturvölker  in  das  Wirtschafts- 
leben des  einzelnen  Staates  eingreife.  Die  Produktivität  der  Arbeit 
muss  in  allen  Staaten  gleichmässig  herabgesetzt,  die  Löhne  müssen 
überall  gleichmässig  gehoben  werden,  dann  ist  es  möglich,  das  eine 
wie  das  andere  in  einem  Maasse  vorzunehmen,  dass  die  Ueberpro- 
duktion mit  ihren  verderblichen  Folgen  verschwindet,  ohne  dass  die 
Konkurrenzfähigkeit  der  einzelnen  Staaten  darunter  leidet.  Denn 
diese  hängt  ja  nicht  von  der  absoluten,  sondern  von  der  relativen 
Produktivität  der  Arbeit  ab;  diese  wird  aber  durch  eine  inter- 
nationale Arbeitsgesetzgebung,  und  sei  dieselbe  noch  so  radi- 
kal, nicht  verletzt. 

Eine  internationale  Arbeitsgesetzgebung  ist  es  da- 
her, die  wir  anstreben  müssen,  die  Alle  anstreben  müssen, 
welche  nicht  über  ihren  bornirten  Interessen  das  Wohl 
der  Gesammtheit  vergessen.  Nicht  auf  den  Arbeitern  allein, 
sondern  auf  allen  Klassen  der  Gesellschaft  lastet  der  Druck  der 
Ueberproduktion,  Alle  haben  ein  Interesse  daran,  sie  zu  beseitigen; 
dies  ist  aber  nur  möglich  durch  eine  internationale  Arbeitsgesetz- 
gebung. Eine  solche  Gesetzgebung  ist  vielleicht  der  einzige  Punkt, 
von  welchem  nicht  die  Interessen  von  Kapital  und  Arbeit  diametral 
auseinanderlaufen , der  einzige , der  von  beiden  gleich  angestrebt 
werden  sollte.  Ja , wir  wagen  sogar  die  Behauptung , dass  eine 
solche  im  Interesse  der  Kapitalisten  noch  viel  mehr  liegt , als  im 
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Interesse  der  Arbeiter.  Denn  eine  internationale  ausgiebige  Arbeits- 
gesetzgebung wäre  nicht  das  einzige  Mittel,  um  der  Ueberproduk- 
tion  entgegenzuwirken;  sie  ist  blos  das  einzige  Mittel  auf 
dem  Boden  der  gegenwärtigen  Gesellschaft. 


III. 

Es  giebt  eine  Menge  sonderbarer  Käuze,  die  im  „Prinzipe“  mit 
den  radikalsten  Forderungen  einverstanden  sind:  nur  ins  Leben 
dürfen  diese  Forderungen  nicht  treten.  Alles , was  man  für  noth- 
wendig  hält , um  zu  einer  höheren  Produktionsweise  zu  gelangen, 
erscheint  ihnen  als  schön  und  gut,  aber  — „undurchführbar“.  Sie 
sagen  dies  nicht  aus  ökonomischen  oder  historischen  Gründen, 
welche  sie  glauben  lassen  könnten , dass  die  Vorbedingungen  für 
diese  oder  jene  Einrichtung  noch  nicht  genügend  entwickelt  seien, 
sondern  aus  Mangel  an  Energie  und  Selbstvertrauen.  Alle  Forde- 
rungen, ob  berechtigt  oder  nicht , ob  durch  die  ökonomische  Ent- 
wickelung bedingt  oder  utopistisch,  ob  revolutionär  oder  reformato- 
risch , ob  überspannt  oder  gemässigt , alle  erscheinen  ihnen  als 
undurchführbar,  aus  dem  einzigen  Grunde,  weil  sie  noch  nicht 
durchgeführt  worden  sind. 

So  dürfen  wir  uns  denn  nicht  wundern , dass  viele  dieser 
Schwachmüthigen  ihre  Stimmen  auch  gegen  die  internationale 
Arbeitsgesetzgebung  erheben  und  meinen , das  wäre  zwar  sehr 
schön , sogar  sehr  nothwendig , aber  leider  sei  es  undurchführbar. 
Zu  ihnen  gesellt  sich  der  Schwarm  aller  Derjenigen , welche  ein 
Interesse  daran  haben,  die  Gesetze  zum  Schutze  der  Arbeiter  mög- 
lichst eingeschränkt  zu  sehen,  und  die  , da  sie  ausser  Stande  sind, 
die  Nützlichkeit  und  No th wendigkeit  einer  internationalen  Arbeits- 
gesetzgebung zu  bestreiten,  mit  in  das  Geschrei  Derer  einstimmen, 
die  da  behaupten,  sie  sei  eine  Utopie.  Die  Gründe,  die  man  dafür 
vorbringt,  sind  so  wenig  zahlreich  und  so  schwächlich,  dass  wir  nur 
kurze  Zeit  ihrer  Widerlegung  zu  widmen  haben. 

Vor  Allem  spricht  man  da  von  einer  Verschiedenheit  der  öko- 
nomischen Verhältnisse,  die  es  nicht  erlaube,  alle  Länder  unter 
einen  Hut  zu  bringen.  Den  Beweis  dafür  bleibt  man  aber  schuldig. 

Insoweit  die  Verschiedenheiten  den  Arbeitslohn  betreffen,  wer- 
den sie  auch  unter  einer  internationalen  Arbeitsgesetzgebung  be- 
stehen bleiben,  da  diese  sich  nicht  mit  der  Festsetzung  eines  solchen 

3* 


36 


befassen  wird.  Die  italienischen  und  österreichischen  Fabrikanten 
mögen  sich  beruhigen.  Man  wird  sie  nicht  zwingen,  dieselben  Löhne 
zu  zahlen,  wie  die  englischen.  Wenn  die  Löhne  der  italienischen 
und  österreichischen  Arbeiter  unter  dem  Regime  einer  internatio- 
nalen Arbeitsgesetzgebung  steigen  werden,  so  wird  das  ein  durch 
die  ökonomischen  Gesetze  der  modernen  Gesellschaft  bestimmtes, 
nicht  aber  ein  dekretirtes  sein.  Es  wird  ein  treten  in  Folge  der 
Herabsetzung  der  Arbeitszeit.  Eine  solche  Erhöhung  des  Arbeits- 
lohnes ist  aber  die  unumgängliche  Vorbedingung  der  ökonomischen 
Gesundung,  wie  oben  nachgewiesen.  Die  naturgemässen  Verschieden- 
heiten des  Arbeitslohnes,  wie  sie  in  Folge  der  Verschiedenheiten 
des  Standard  of  life  der  einzelnen  Länder  unter  der  Herrschaft  des 
ehernen  Lohngesetzes  bestehen  müssen,  werden  dadurch  nicht  be- 
rührt. 

Der  Arbeitstag  müsste  allerdings  für  alle  dem  Verbände  des 
internationalen  Arbeitsrechtes  angehörenden  Staaten  der  gleiche 
sein,  das  ist  eben  eine  nothwendige  Vorbedingung  der  Konkurrenz- 
gleichheit derselben.  Der  Einwand  ist  nichtig,  dass  die  industriell 
schwächeren  Staaten  durch  diese  Gleichheit  des  Arbeitstages  benach- 
theiligt  werden,  weil  ihre  Arbeiter  weniger  leistungsfähig  seien,  als 
die  der  industriell  hoch  entwickelten  Staaten.  Die  höhere  Leistungs- 
fähigkeit, z.  B.  der  englischen  Arbeiter,  beruht  ja  zum  Theile  auf 
ihrer  kürzeren  Arbeitszeit;  die  der  anderen  Arbeiter  wird  sich  da- 
her durch  die  Einführung  eines  kürzeren  Arbeitstages  heben.  Ueber- 
dies  hängt  die  Leistungsfähigkeit  eines  Arbeiters  mit  seinem  Standard 
of  life  zusammen,  so  dass  die  geringere  Leistung  auch  geringer  ent- 
lohnt wird.  Eine  Bevorzugung  einzelner  Staaten  wird  daher  durch 
einen  gleichen  Arbeitstag  nicht  eingeführt. 

Noch  weniger  ist  dies  der  Fall  durch  die  Einschränkung  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit,  da  diese  um  so  mehr  verbreitet  sind,  je 
höher  die  industrielle  Entwickelung , also  Konkurrenzfähigkeit , des 
Landes  ist.  Also  auch  hier  keine  Benachtheiligung  des  industriell 
tiefer  stehenden  Landes. 

Wir  haben  uns  in  unserer  theoretischen  Erörterung  des  Ein- 
wandes,  dass  die  Verschiedenheiten  der  industriellen  Entwickelung 
der  einzelnen  Staaten  es  nicht  erlauben,  ihnen  das  gleiche  Arbeits- 
recht aufzulegen,  sehr  kurz  gefasst,  weil  die  Erfahrung  ihn  am 
besten  widerlegt.  Nehmen  wir  z.  B.  Deutschland.  Zwischen  Posen 
und  Sachsen  besteht  wohl  ein  ausserordentlicher  Unterschied  in  der 
industriellen  Entwickelung,  sicherlich  ein  unendlich  grösserer,  als 
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z.  B.  zwischen  Sachsen  und  Belgien , und  dennoch  besteht  für  die 
beiden  ersteren  das  gleiche  Arbeitsrecht , und  zwar  ohne  nachthei- 
lige Folgen  für  eine  der  beiden  Provinzen,  für  die  beiden  letzteren 
aber  nicht. 

Ueberhaupt  beruht  der  erörterte  Einwand  auf  einer  ganz  fal- 
schen Anschauung,  nämlich  auf  der,  dass  die  Fabrikgesetzgebung 
der  verschiedenen  Völker  in  demselben  Verhältnisse  ausgebildet 
werde , in  welchem  dieselben  in  ihrer  industriellen  Entwickelung 
fortschreiten.  Nichts  weniger,  als  das  ist  der  Fall.  Untersuchen 
wir  die  verschiedenen  Länder  auf  ihre  Fabrikgesetzgebungen  hin,  so 
rinden  wir  vor  Allem  unter  denen,  welche  gar  keine  solche  besitzen, 
neben  den  industriell  unentwickelten  Staaten  Türkei  und  Griechen- 
land, solche  mit  ziemlich  bedeutender  Industrie,  wie  Russland,  Por- 
tugal, Italien  und  endlich  das  industriell  hoch  entwickelte  Belgien.*) 

Die  Vergleichung  der  Fabrikgesetzgebungen  der  anderen  Staaten 
wird  die  am  Schlüsse  dieser  Brochiire  stehende  Tabelle  sehr  erleich- 
tern. Wir  sehen  hieraus,  dass  zwar  ein  Staat,  der  keine  entwickelte 
Industrie  besitzt,  auch  nicht  ein  gutes  Fabrikgesetz  haben  kann,  dass 
aber  dieser  Satz  sich  durchaus  nicht  umkehren  lässt,  indem  in 
einem  Staat  sehr  wohl  eine  entwickelte  Industrie  und  doch  eine 
miserable  Arbeitsgesetzgebung  existiren  können. 

Es  Wird  dies  deutlich  werden,  wenn  wir  die  Staaten  nach  der 
Reihenfolge  ihrer  industriellen  Entwickelung  gruppiren  und  ihnen 
zugleich  die  Zahl  der  Gruppe  beifügen , der  sie  vermöge  ihrer 
Fabrikgesetze  zuzurechnen  wären , wobei  wir  die  verhältnissmässig 
guten  Fabrikgesetze  mit  I,  die  weniger  entsprechenden  mit  II,  die 
ganz  ungenügenden  mit  III  und  das  Fehlen  derartiger  Gesetze  mit 
IV  bezeichnen.  Wir  erhalten  dann,  indem  wir  der  Gruppirung  des 
bekannten  österreichischen  Statistikers  Brach elli  folgen : 

1)  Industriestaaten : (I)  Grossbritannien , (II)  Frankreich , (I) 

Schweiz,  (IV)  Belgien,  (II)  Deutschland. 

2)  Staaten  mit  ziemlich  entwickelter  Industrie , Urproduktion 
vorherrschend:  (II)  Oesterreich,  (III)  Niederlande,  (II)  Spa- 
nien, (IV)  Italien. 


*)  Loli  mann  nennt  in  seinem  vortrefflichen  Werke  „Die  Fabrikgesetz- 
gebungen der  Staaten  des  europäischen  Kontinents“,  Berlin  1878,  auch  Spanien 
unter  den  Ländern,  die  keine  Arbeitsgesetzgebung  besitzen.  Das  ist  ein  Irr- 
thum. Spanien  besitzt  einige  verhältnissmässig  gute  Bestimmungen  über  die 
Kinderarbeit  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juli  1873.  Vgl.  die  beigefügte  Tabelle. 
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3)  Staaten  mit  wenig  entwickeltem  Industrialismus:  (II)  Un- 

garn, (IV)  Kussland,  (III)  Schweden  und  Norwegen,  (II) 
Dänemark,  (IV)  Portugal. 

4)  Staaten  ohne  Industrie:  (IV)  Rumänien,  (IV)  Serbien,  (IV) 
Griechenland,  (IV)  Türkei.*) 

Nur  in  der  letzten  Gruppe  stimmt  der  Rang,  den  die  Länder 
vermöge  ihrer  ökonomischen  Entwickelung  einnehmen,  mit  dem,  der 
ihnen  vermöge  ihrer  Fabrikgesetze  gebührt.  Das  ist  auch  ganz 
natürlich.  Wo  keine  Fabriken  sind,  stellt  sich  auch  kein  Bedürf- 
nis nach  Gesetzen  heraus , welche  die  Arbeit  in  denselben  regeln. 
Dagegen  ist  es  sehr  wohl  möglich , dass  die  Industrie  entwickelt 
genug  ist,  um  Arbeiterschutzgesetze  zu  verlangen,  dass  aber  die 
herrschenden  Klassen  zu  wenig  einsichtig  oder  zu  stark  sind,  um 
sie  zu  gewähren.  Eine  gewisse  Stufe  des  Industrialismus  ist  aller- 
dings die  nothwendige  Vorbedingung  solcher  Gesetze;  diese  sind 
aber  nicht  deren  nothwendige  Folge.  Die  Güte  und  Ausdehnung 
der  Fabrikgesetze  steht  vielmehr  nicht  nur  mit  den  ökonomischen, 
sondern  auch  mit  den  sozialpolitischen  Verhältnissen  in  engstem 
Zusammenhänge.  Wo  politische  Freiheit  herrscht  und  eine  stramme 
Organisation  der  Arbeiterklasse  ermöglicht,  wie  in  England,  wo  zu- 
gleich eine  mächtige  Klasse  von  Landbauern  oder  Grundbesitzern 
der  Bourgeoisie  die  Wage  hält,  dort  werden  die  Arbeiter  jedenfalls 
leichter  Gesetze  zu  ihrem  Schutze  erlangen  können,  als  wo  jede 
Organisation  der  Arbeiter  unterdrückt  wird,  diese  politisch  rechtlos 
sind  und  die  Kapitalistenklasse  unumschränkt  herrscht,  wie  in  Ita- 
lien und  Belgien.  Die  internationale  Arbeitsgesetzgebung  ist  also 
nicht  eine  Bevorzugung  des  industriell  Vorgeschritteneren  zu  Un- 
gunsten des  industriell  Unentwickelten , sondern  blos  eine  Schutz- 
wehr derjenigen  Staaten,  bei  denen  der  Arbeiter  noch  etwas  höher 
als  eine  Waare  steht,  gegenüber  den  Ausbeuterstaaten  par  excel- 
lence.  In  der  Errichtung  einer  solchen  Schutzwehr  liegt  nichts, 
was  den  ökonomischen  Gesetzen  widerspricht,  also  auch  nichts  Un- 
durchführbares. 

Die  Anhänger  der  Undurchführbarkeit  einer  internationalen 
Arbeitsgesetzgebung  müssen  sich  also  in  eine  andere  Position  flüch- 
ten, denn  diese  ist  unhaltbar.  Nur  eine  bleibt  ihnen  übrig.  Wir 
haben  nachgewiesen , dass  eine  internationale  Abmachuug  zum 
Schutze  der  Arbeiter  den  zurückgebliebenen  Staaten  nicht  schaden 


*)  Brachelli,  die  Staaten  Europas.  Brünn  1876,  p.  256,  257. 
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werde.  Unsere  Gegner  können  daher  nur  mehr  behaupten , dass 
Staaten,  wie  Belgien  und  Italien,  ihres  eigenen  habsüchtigen  Inter- 
esses wegen , selbst  wenn  das  Land  darunter  leidet , die  Annahme 
von  Arbeitsgesetzen  hartnäckig  verweigern  würden;  dass  ferner  an- 
dere das  internationale  Arbeitsrecht  nur  dann  anerkennen  werden, 
wenn  es  keine  weitergehenden  Bestimmungen  enthält,  als  in  diesen 
Staaten  jetzt  schon  gültig  sind,  so  dass  die  internationale  Arbeits- 
gesetzgebung ihren  Zweck  nicht  erfüllen  würde , indem  einestheils 
eine  Menge  Staaten  sie  nicht  annehmen  >vürden , und  andererseits 
andere  Staaten  ihre  heute  schon  weitergehenden  Bestimmungen  zu 
Gunsten  der  von  der  Mehrheit  beschlossenen  einschränken  müssten. 

Der  letztere  Einwand  ist  durchaus  ungerechtfertigt.  Niemand 
würde  nach  Einführung  eines  internationalen  Arbeitsgesetzes  einen 
Anstoss  daran  nehmen,  wenn  ein  Staat  über  die  von  diesem  ge- 
troffenen Bestimmungen  hinausginge.  Das  internationale  Arbeits- 
gesetz wäre  nicht  das  Maximum , sondern  das  Minimum  des 
Schutzes,  den  jeder  Staat  seinen  Arbeitern  angedeihen  lassen  soll, 
und  es  wäre  keinem  Lande  verboten,  seine  Arbeiter  noch  besser  zu 
schützen , wenn  er  dies  mit  seiner  Konkurrenzfähigkeit  vereinbar 
hielte.  Es  ist  aber  überdies  gar  nicht  möglich , dass  die  in  das 
internationale  Arbeitsgesetz  aufgenommenen  Bestimmungen  hinter 
den  weitestgehenden,  heute  schon  geltenden,  Zurückbleiben.  Allent- 
halben  greift  die  Erkenntniss  immer  mehr  um  sich  , dass  die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  eine  erbärmliche  sei,  die  zu  den  ernstesten 
Ereignissen  führen  müsse,  wenn  nicht  bald,  und  zwar  energisch, 
Abhülfe  getroffen  werde. 

In  England,  wie  in  Frankreich  und  Oesterreich,  bereitet  man 
Gesetze  zum  Schutze  der  Arbeiter  vor.  In  England  ein  Haftpflicht- 
gesetz, in  Frankreich  den  zehnstündigen  Normalarbeitstag,  in  Oester- 
reich eine  Gewerbegesetznovelle,  welche  besser  zu  werden  verspricht, 
wie  die  deutsche,  — nur  in  Deutschland , in  welchem  die  soziale 
Frage  den  Staatsmännern  am  ärgsten  auf  die  Nägel  brennt,  hat 
man  es  mit  dem  Versprechen  solcher  Gesetze  bewenden  lassen. 
Allüberall  möchte  man  aber,  und  wäre  es  auch  blos,  um  die  Arbeiter 
einzuschläfern,  eine  bessere  Arbeitsgesetzgebung  einführen,  nur  die 
Furcht,  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie  zu  beeinträchtigen, 
hindert  bisher  an  eingreifenden  Maassregeln.  Sobald  durch  den 
internationalen  Charakter  derselben  diese  Furcht  beseitigt  ist,  kann 
es  nicht  fehlen,  dass  man  sie  mindestens  so  weitgehend  macht 
als  die  bereits  bewährten  der  Schweiz  und  Englands. 
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Berechtigter  allerdings  ist  der  andere  Einwand,  dass  die  Staa- 
ten ohne  Fabrikgesetzgebung,  wie  Russland,  Portugal,  Italien  und 
Belgien , sowie  die  Staaten  mit  ganz  ungenügenden  Bestimmungen, 
wie  die  Niederlande  und  Schweden,  sich  dem  internationalen  Arbeits- 
gesetze nicht  fügen  werden:  diese  muss  man  in  diesem  Falle  ein- 
fach dazu  zwingen. 

Der  Leser  erschrecke  nicht,  wir  verlangen  keinen  Krieg  zum 
Schutze  der  Arbeit.  Es  genügt  vollkommen,  dass  man  die  Staaten, 
welche  es  verschmähen,  der  übermässigen  Ausbeutung  ihrer  Bürger 
Schranken  zu  setzen , so  behandelt , wie  man  Menschen  behandelt, 
die  auf  unanständige  Weise  ihren  Erwerb  suchen:  man  schliesst  sie 
von  der  zivilisirten  Gesellschaft  aus.  Nichts  leichter  als  das.  Man 
spricht  in  letzter  Zeit  viel  von  Schutzzöllen.  Wir  haben  nachge- 
wiesen , wie  wenig  diese  allein  leisten  können  , ja , dass  sie  nur 
schädlich  wirken.  Ganz  anders,  wenn  die  Schutzzölle  wirklich  zum 
Schutze  der  Arbeiter  benutzt  werden,  das  heisst,  wenn  sich  die- 
jenigen Staaten,  die  sich  dem  internationalen  Arbeits- 
rechte unterworfen  haben,  durch  ungemein  hohe  Prohibi- 
tivzölle von  denjenigen  abschliessen,  die  dasselbe  von 
sich  weisen.  Wie  schnell  würden  diese  dann  nachgeben,  wie  schnell 
würde  sich  ihre  Rücksichtslosigkeit  gegen  die  Arbeiter  in  Arbeiter- 
freundlichkeit verwandeln ! 

Also  auch  die  ablehnende  Haltung  der  Ausbeuterstaaten  wäre 
kein  triftiger  Einwand  gegen  die  internationale  Arbeitsgesetzgebung. 
Man  kann  diese  schon  durchführen,  wenn  man  üur  will.  Aber 
freilich,  es  giebt,  Viele,  die  nicht  wollen,  jedoch  ihr  Uebelwollen 
hinter  Ausflüchten  verbergen.  Auch  diese  lassen  sich  zwingen,  und 
zwar  durch  die  öffentliche  Meinung.  Immer  mehr  und  mehr  muss 
sich  der  Gedanke  verbreiten , dass  nur  eine  internationale  Arbeits- 
gesetzgebung weitgehendster  Art  den  sittlichen,  physischen  und  öko- 
nomischen Ruin  Europas  aufhalten  kann,  dass  nur  geringe  und  leicht 
zu  beseitigende  Hindernisse  ihr  im  Wege  stehen,  und  dass  nur  eng- 
herziger Egoismus  und  blinde  Profitwuth  ihre  Gegner  sein  können. 

Denjenigen  hasenherzigen  Gemüthern  aber,  welche  jedes  Be- 
ginnen für  verwegen  halten , das  nicht  mit  dem  Schilde  eines  Prä- 
zedens  oder  einer  Autorität  ausgerüstet  ist,  sei  zu  ihrer  Beruhigung 
gesagt,  dass  weder  das  eine  noch  das  andere  der  internationalen 
Arbeitsgesetzgebung  mangelt. 

So  spricht  sich  z.  B.  Th.  Lohmann,  geheimer  Ober-Reg.-Rath 
und  Vortragender  Rath  im  Ministerium  für  Handel , Gewerbe  etc., 
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ein  Mann,  den  kaum  Jemand  des  Utopismus  zeihen  dürfte , in  der 
Einleitung  zu  seinem  schon  erwähnten  Buche  über  „die  Fabrik- 
gesetzgebungen der  Staaten  des  europäischen  Kontinents“  dahin 
aus:  „Wie  mannichfach  aber  auch  in  Folge  nationaler  Eigenthüm- 
lichkeiten  und  geschichtlicher  Verhältnisse  die  Fabrikgesetzgebungen 
der  einzelnen  Staaten  heute  noch  von  einander  abweichen  mögen, 
so  ist  doch  eine  allmähliche  Ausgleichung  derselben  mit  Sicherheit 
vorauszusehen.  Bei  fortschreitender  Entwickelung  der  Industrie 
werden  die  mit  derselben  verbundenen  Gefahren  allmählich  auch  da 
ihre  volle  Wirkung  äussern,  wo  dieselben  bis  jetzt  aus  dem  einen 
oder  andern  Grunde  noch  nicht  hervorgetreten  ist,  und  selbst  die- 
jenigen Völker , welche  den  Forderungen  der  Humanität  in  ihrer 
Gesetzgebung  Rechnung  zu  tragen  nicht  geneigt  sind,  werden  durch 
die  Erfahrung  belehrt  werden , dass  die  zeitweiligen  Vortheile, 
welche  ihrer  Industrie  aus  der  uneingeschränkten  freien  Bewegung 
erwachsen , doch  nur  ein  Zehren  von  dem  Kapitale  der  Zukunft 
sind,  und  dass  sie  zur  Ausbildung  einer  dem  Stande  ihrer  Industrie 
entsprechenden  Fabrikgesetzgebung  schliesslich  durch  das  Gebot  der 
Selbsterhaltung  gezwungen  werden.  Bei  der  stetig  wachsenden  Ge- 
meinschaft und  gegenseitigen  Abhängigkeit  der  heutigen  Kulturvölker 
auf  wirthschaftlichem  Gebiete , und  bei  der  grossen  Bedeutung, 
welche  der  Fabrikgesetzgebung  für  die  Entwickelung  grosser , für 
den  Weltmarkt  arbeitender,  Industriezweige  beiwohnt , ist  es  sogar 
nicht  unmöglich,  dass  die  Ausbildung  der  Fabrikgesetzgebung  zum 
Gegenstände  internationaler  Verträge  gemacht  wird,  und  dass 
sich  auch  auf  diesem  Gebiete  allmählich  ein  internationales 
Recht  entwickelt;  wie  ja  schon  gegenwärtig  von  den  Vertretern 
einzelner  Industriezweige  die  Forderung  erhoben  wird,  dass  bei  dem 
Abschlüsse  neuer  Handelsverträge  die  Verschiedenheit  der  Produk- 
tionsbedingungen, welche  sich  aus  der  Verschiedenheit  der  Fabrik  - 
gesetze  ergiebt,  nicht  unberücksichtigt  bleibe.“  (p.  7.) 

In  gleicher  Weise  äusserte  sich  der  Schweizer  Präsident  Frei 
in  seiner  bei  Eröffnung  des  Nationalrathes  1876  gehaltenen  Rede, 
in  welcher  er  auch  das  Fabrikgesetz,  das  damals  als  Gesetzentwurf 
vorlag,  besprach  und  unter  Anderem  sagte:  „Es  dürfte  sich  empfeh- 
len, die  Frage  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht  seitens  der  Schweiz 
der  Abschluss  internationaler  Verträge  zum  Zwecke  möglichst 
gleichmässiger  Regulirung  der  Arbeiterverhältnisse  in  allen  Industrie- 
staaten sollte  angeregt  werden.  Liegt  ja  doch  die  grösste  Schwie- 
rigkeit der  Fabrikgesetzgebung  in  der  Thatsache , dass  durch  das 
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vereinzelte  Vorgehen  eines  Staates  im  Sinne  der  Erleichterung  der 
Arbeiter  die  Konkurrenzfähigkeit  seiner  Industrie  unter  Umständen 
schwer  gefährdet  werden  kann.  Allerdings  sind  die  Produktions- 
bedingungen der  Industriestaaten  zum  Theil  sehr  beträchtlich  von 
einander  verschieden;  die  Gegensätze  dürften  aber  nicht  so  gross 
sein  , dass  die  Herstellung  einer  gewissen  Gleichmässigkeit  in  den 
Arbeiterverhältnissen  unter  Belassung  des  nöthigen  Spielraumes  sich 
als  unausführbar  erweisen  sollte.“ 

Wie  wenig  diese  Verschiedenheit  der  Produktionsbedingungen 
das  Hinderniss  einer  einheitlichen  Regelung  der  Produktion  sein 
kann , haben  wir  oben  nachgewiesen.  In  welcher  Weise  aber  eine 
solche  Vereinbarung  zu  treffen  sei,  wird  kaum  eingehender  zu  unter- 
suchen sein , da  wir  da  Präzedentien  genug  haben.  Ich  will  nur 
zwei  nennen,  die  Genfer  Konvention  und  den  Weltpostverein. 
Die  erstere  beruht  auf  derselben  Erwägung,  wie  die  internationale 
Arbeitsgesetzgebung.  Im  Kriege  siegt , wie  im  Konkurrenzkämpfe, 
der  Rücksichtsloseste;  wenn  ein  Staat  einseitig  die  Humanität  wal- 
ten lassen  wollte,  so  wäre  er  selbst  derjenige,  welcher  am  meisten 
darunter  zu  leiden  hätte.  Man  hat  deshalb  für  die  Kriegführung 
und  besonders  den  Sanitätsdienst  während  des  Krieges  gewisse 
völkerrechtliche  Bestimmungen  aufgestellt,  welche  für  alle  zivilisirten 
Völker  ohne  Ausnahme  gültig  sind.  Und  ein  Gleiches  sollte  für 
den  Konkurrenzkampf  unmöglich  sein?  Wenn  man  internationale 
Regeln  für  den  Krieg  aufstellen  kann,  wo  doch  alle  anderen  Rück- 
sichten, als  die  der  momentanen  Selbsterhaltung,  schweigen,  sollten 
ähnliche  Regeln  für  friedliche,  gesetzliche  Zeiten , Regeln , die  nur 
einigen  Fabrikanten  lästig  werden,  dem  gesammten  Staatswesen  aber 
ungemeinen  Vortheil  bringen  würden,  undurchführbar  sein  ? Lächer- 
lich! Sie  sind  viel  leichter  durchführbar,  als  die  Bestimmungen  der 
Genfer  Konvention,  und  man  hätte  sie  schon  längst  ins  Lehen  ge- 
rufen, wenn  den  Regierungen  die  Arbeiter  ebenso  am  Herzen  lägen 
als  die  Soldaten.  Möchten  doch  gerade  die  Lenker  der  Militär- 
staaten bedenken , dass  auch  die  Arbeiter  zu  dem  Holze  gehören, 
aus  dem  man  Soldaten  schnitzt , und  man  aus  schlechtem  Holze 
nichts  Solides  erhalten  kann;  dass  daher  die  Genfer  Konvention 
unvollständig  ist  und  einer  Ergänzung  bedarf. 

Was  den  Modus  anbelangt , nach  welchem  diese  ins  Leben  zu 
rufen  wäre,  so  meinen  wir  allerdings,  dass  eine  Vereinigung  nach 
dem  Muster  des  Weltpostvereines  dem  Zweck  besser  entsprechen 
würde , als  eine  blosse  Konvention.  Es  wäre  unumgänglich  noth- 
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wendig,  ein  ständiges  internationales  Bureau  für  Arbeiterangelegen- 
heiten einzurichten , welches  mit  sämmtlichen  Fabrikinspektoren  in 
Verbindung  zu  stehen  hätte.  Ferner  hätte  dieses  Bureau  jene  inter- 
nationale Statistik  der  Arbeiterverhältnisse  und  Produktionsbedin- 
gungen durchzuführen , welche  die  letzten  internationalen  statisti- 
schen Kongresse,  wie  der  von  1876  in  Buda-Pest  und  die  im  Juli 
1878  in  Paris  tagende  Versammlung  der  Permanenzkommission  des 
internationalen  statistischen  Kongresses , für  nothwendig  erklärt 
haben,  ohne  dass  bis  jetzt  das  Mindeste  geschehen  wäre,  um  sie 
auch  ins  Leben  zu  rufen.  Auf  die  Ergebnisse  der  Statistik  und  die 
Berichte  der  Fabrikinspektoren  gestützt,  hätte  dann  das  internatio- 
nale Bureau  für  Arbeiterangelegenheiten  auf  den  in  gewissen  Zeit- 
abschnitten zusammentretenden  Kongressen  für  internationale  Arbeits- 
gesetzgebung seine  Vorschläge  zu  machen.  Diese  wären  theils  solche, 
welche  sich  auf  das  sittliche  und  physische  Wohlbefinden  der  arbei- 
tenden Klassen  bezögen , theils  ökonomischer  Natur.  Während  die 
ersteren  selbstverständlich  dauernde  Einrichtungen  bezweckten,  wür- 
den die  letzteren  nur  für  gewisse  Perioden  berechnet  sein.  Auf 
Grund  seines , wie  oben  ausgeführt,  gesammelten  Materials  hätte 
nämlich  das  Bureau  zu  berechnen,  wie  gross  der  internationale  Be- 
darf, wie  gross  die  Vorräthe  und  die  Produktivität  der  Arbeit  seien, 
um  hierauf  gestützt,  festzusetzen,  welches  das  Maximum  des  Arbeits- 
tages sein  dürfe,  solle  eine  Ueberproduktion  vermieden  werden.  Es 
ist  natürlich , dass  dieses  ökonomische  Maximum  des  Arbeitstages 
das  vom  sanitären  Standpunkte  aus  festgesetzte  nicht  überschreiten 
dürfte. 

Nur  auf  diese  Weise  wäre  es  möglich,  die  moralischen,  sanitären 
und  wirtschaftlichen  Nachtheile,  welche  der  Industrialismus  heutzu- 
tage im  Gefolge  hat,  zu  paralysiren.  Nur  dann,  wenn  mit  der  steigenden 
Produktivität  der  Arbeit  der  Arbeitstag  sich  immer  mehr  verkürzt, 
die  Arbeitslast  des  Einzelnen  sich  immer  mehr  verringert , ist  es 
möglich,  dass  die  Maschine  zum  Segen  der  Menschheit  wird.  Heute 
ist  sie  ihr  Fluch.  Sie  vermindert  nicht  den  Arbeitstag,  sondern  die 
Zahl  der  Arbeitenden,  sie  verringert  nicht  die  Arbeitslast,  sondern 
den  Arbeitslohn.  Sie  gleicht  heute  einem  strafenden  Dämon , der 
Unheil  und  Verderben  vor  sich  her  verbreitet,  der  dem  Manne  sein 
Brod  raubt,  dem  Weibe  seine  Familie,  dem  Kinde  die  Jugend,  der 
sie  Alle  zu  seinen  Sklaven  macht  und  sie  zwingt,  Minute  für  Minute 
seinen  einförmigen,  geisttödtenden  Verrichtungen  zu  folgen  und  selbst 
zur  Maschine  zu  werden.  Wahrlich,  es  ist  ein  grosses , verdienst- 
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liches  Beginnen,  die  Macht  dieses  Dämons  einzuschränken,  man  gieht 
damit  Millionen  Menschen  dem  Leben,  der  Gesundheit,  der  Freude 
wieder.  Alle  die  Summen,  alle  die  Zeit  und  die  Sorgen,  die  heute 
in  das  Danaidenfass  der  privaten  Wohlthätigkeit  verschwendet  wer- 
den, mögen  sich  einem  für  die  Unterstützten  weniger  demüthigenden 
und  dauernderen  Zwecke  zuwenden , dem  einzigen , der  unter  den 
heute  herrschenden  Verhältnissen  eine  anhaltende  Verbesserung 
herbeiführen  und  die  Gesundung  unserer  ökonomischen  Verhältnisse 
wieder  anbahnen  kann:  der  internationalen  Arbeitsgesetz- 
gebung. Mögen  auf  das  gleiche  Ziel  alle  Diejenigen  hinarbeiten, 
deren  wirthschaftliche  Erkenntniss  ihnen  die  Nothwendigkeit  sozialer 
Verbesserungen  klar  gemacht  hat.  K.  K. 
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Druck  von  W.  Fink  in  Leipzig. 


Staaten 

Das  Verbot 
.der  Kinder- 
arbeit er- 
streckt siel 
bis  nuf  das 

Geschlitzte 
Personen  sind 

Der  Arbeitstag 
der  geschlitzten 
Personen  dauert 
von 

Arbeits-  \ 
pausen 

I 

Schweiz 

14.  Jahr. 

a.  sämmtl.  Arbeiter 

b.  Kinder v.14 — 16J. 

c.  j.I.eute v.10— 18  J. 

d.  Frauen  über  18  J. 

6 Uhr  Morgens  bis 
8 Uhr  Abends. 
Nachtarb.  verboten. 

Mittags 
1 Stunde. 

I 

England 

10.  Jahr  in  d. 
Textilindu- 
strie (T.  I.) 

8.  Jahr  in  den 
sonstig.  Fa- 
briken (S.I.) 
u.  in  Werk- 
stätten (W.) 

a.  Kinder  in  T.  I.  v. 

10-13  J. 
Kinder  in  S.  I.  u. 
W.  v.  8-13  J. 

b.  junge  Personen  v. 

13—18  J. 

c.  Frauen  üb.  18  ,T.| 

T.I.v.GU.M.b.GU.A. 
od.v.7  ---  7 - - 
S.  I.  v.  6 U.  M.  b.  0 U.  A. 
od.v.8  - - - 8 - - 
W.  von  5 U.  M.  bis 
9 U.  A.  für  junge 
Personen 

- von  6 U.  M.  bis'1 
8 U.  A.  f.  Kinder 

T.  I.  2 Stdn. 
S.  I.  l'/j  - 
W.  IV.  - 

II 

Deutschland 

12.  Jahr. 

a.  Kinderv.12 — 14J.I 

b.  j .Leute  v.14— 16J. 

5'/j  Uhr  Morgens  bis 
8i/s  Uhr  Abends 
Nachtarb.  verboten. 

Vor-  u.  Nach- 
mittags je 
*/2  Stunde. 
Mittags  1 St. 

n 

Frankreich 

12.  Jahr. 
Durch  Dekret 
bezeichnete 
Gewerbs- 
zweige  dürfen 
Kinder  vom 
10.  Jahre  an 
beschäftigen. 

a.  Kinder  v.10 -12  J. 

b.  j.Leutev.12— 16J. 

c.  Mädchen  v.  IG — 

21  J. 

5 Uhr  Morgens  bis 
9 Uhr  Abends. 
(Für  Mädchen  von 
16—21  J.  hlos  in 
Hüttenwerken  und 
Manufakturen.) 

Beliebig. 

n 

Oesterreich  j| 
(Gewerbe-  j 
Ordnung  vom 
29.  Dezember 
1859) 

lO.Jahr.  Vom 
10.-12.  Jahr 
die  Arbeit  nur 
gegen  Erlaub- 
niss  d.  Vaters 
u.  Gemeinde- 
vorstandes er- 
laubt. 

a.  Kinderv.10 — 14,1. 

b.  j.Leutev.14— 16J. 

5 Uhr  Morgens  bis 
9 Uhr  Abends. 
(Jungen  Leuten  von 
14 — 16  J.  kann  die 
Behörde  Nachtarbeit' 
erlauben.) 

Beliebig. 

11 

Oesterreich 
(Gesetzentw. 
zur  Abänderg. 
u.  Ergänzung 
der  Gewerbe- 
ordnung) 

12.  Jahr. 

a.  Kinderv.10 — 14 J. 

b.  junge  Leute  von 
14-16  J. 

c.  Frauen  v.16 — 21J. 

5 Uhr  Morgens  {bis 
9 Uhr  Abends. 

1 Stunde,  i 

II 

Ungarn 

12.  Jahr.  Aus- 
nahmen m.Er- 
laubniss  der 
Gewerbebeh. 
gestattet. 

a.  Kinder  bis  14  J. 

b.  junge  Leute  von 

14-16  J. 

5 Uhr  Morgens  bis 
9 Uhr  Abends. 
(Jungen  Leuten  von 
14 — 16  J.  kann  die 
Behörde  Nachtarbeit 
erlauben.) 

Vor-  u.  Nach- i 
mittags  je 
’/j  Stunde. 
Mittags  1 St. 

II 

Dänemark 

10.  Jahr. 

a.  Kinderv.  10— 14J. 

b.  junge  Personen  v. 

14—18  J. 

6 Uhr  Morgens  Uis- 

8 Uhr  Abends  für  j 

Kinder. 

5 Uhr  Morgens  bis! 

9 Uhr  Abends  für  [ 
junge  Leute. 

V.St.f.KinderJ 

2St.f.j.Leute.i 

II 

Spanien 

10.  Jahr. 

a.  Kin-  I 
der  ] 

b.  junge] 
Leute' 

[ n)  Knaben 
1 v.10 — 13J. 
1 ß)  Mädch. 
1 v.10— 14  J. 
r n)  Knaben 
| V.13-15J. 
1 ß)  Mädch. 
1 v.14 — 17  J. 

Bis  8*/2  Uhr  Abends. 
Nachtarb.  verboten. 

- 

in 

Schweden und 
Norwegen 

12.  Jahr. 

Personen 

v.  12-18  J. 

5 Uhr  Morgens  bis 
9 Uhr. Abends. 

- 

m 

Niederlande 

12.  Jahr. 

• H 

Scir: ' 

IlöCir: 

8 Su 
Arbeit  1 


A citsdauer  fllr 

Unterricht 

! Soun-  und 
Feiertags- 
arbeit 

Modifikationen 

Iudustrle 

b.  junge 
Leute 

c.  Frauen 

t’icbe  Arbeiter  11  Stunden.  An 
n on  Sonn-  und  Festtagen 

m.  Kinder  von  14 — 16  Jahren 
hüle  u.  Arbeit  zusammen  nicht 
als  11  Stunden  besuchen. 

Der  Schul- 
unterricht 
darf  nicht  be- 
einträchtigt 
werden. 

Verboten. 

Viele. 

Sehr  ent- 
wickelt. 

'.  I.  10  Stdn.,  Sonnabends 
v 6*/2  St.:  56'/.  St.  wöchcntl. 

* e S.I.  10l/2  Stdn..  Sonnabends 
7 */2  St.:  60  St.  wöcheutl. 

V.  10*/a  St. 

Kinder 
müssen  tägl. 
3 oder  jeden 
2.Tag5Unter- 
richtsstunden 
haben. 

T.I.  nicht  ver- 
boten. 

S.I.  verboten. 
W. 

Sehr  viele. 

Hoch  ent- 
wickelt. 

10  Stunden, 
...  soweit  schul- 
pflichtig 
6 Stunden. 

- 

Minimum 
3 Unterrichts- 
stunden tägl. 

Verboten. 

Verlängerung  der 
Arbeitszeit  um  eine 
Stunde  auf  vier 
Wochen  kann  von 
derPolizeibehörde  in 
Folge  von  elementa- 
ren Ereignissen  ge- 
stattet werden. 

Sehr  ent- 
wickelt. 

2 Stunden. 
(Bis  zum 
'>.  Jahre  nur 
en.  ,6  St.,  wenn 
sie  nicht  den 
Elementar- 
unterricht ge- 
gossen haben.) 

Un- 

beschränkt. 

Minimum 
2 St.  Elemen- 
tarunterricht 
J täglich  für 
Kinder  unter 
1 2 Jahren. 

Verboten. 

Viele. 

Sehr’  ent- 
wickelt. 

12  Stunden. 

- 

- 

Verlängerung  der 
Arbeitszeit  auf  vier 
Wochen  um  zwei 
Stunden  täglich  für 
Arbeiter  unter  vier- 
zehn Jahren  inFällen 
ausserordentlichen 
Arbeitsbedürfnisses 
gestattet. 

Entwickelt. 

Urproduktion 

vor- 

herrschend. 

en.  10  Stunden. 

10  Stunden, 

Darf  nicht 
vernachläs- 
sigt werden. 

- 

Verlängerung  der 
Arbeitszeit  um  eine 
Stunde  auf  vier 
Wochen  in  Folge 
von  element.  Ereig- 
nissen gestattet. 

Entwickelt. 
Urprod.  vor- 
herrschend. 

der  10  St.  in  der 
it.  F’abrik, 

uf  12  St.  als 

en  | Lehrling. 

uer.j 

- 

- 

- 

Wenig  ent- 
wickelt. 

...  l2  Stunden. 

- 

Darf  nicht 
beeinträch- 
tig! werden. 

Für  Kinder 
verboten. 

Gestattet. 

Wenig  ent- 
wickelt. 

3 Stunden. 

Minimum 
3 Unterrichts- 
stunden tägl. 
für  Kinder  v. 
9 — 13,  resp. 
14  Jahren. 

- 

Wenig  ent- 
wickelt. 

j 

- 

- 

- 

- 

Wenig  ent- 
wickelt. 

- 

- 

- 

Gut  ent- 
wickelt. Ur- 
prod. vor- 
herrschend. 

öBRAfiV 
OF 1HE 

umvasurorniiHOis 


Im  Verlage  von  Erich  Kosclmy  in  Leipzig  erscheinen  nunmehr  im 
zweiten  Jähriorji.n  jg- 


politischen  Fragen  werden  vom  streng1  wissenschaftlichen  Standpunkte  beleuchtet, 
die  Politik  der  Regierungen  und  Parteien  wird  einer  sachlichen  Kritik  unterzog  -n 
und  die  einschlägige  Literatur  aller  Sprachgebiete  eingehend  besprochen. 

Was  die  ,, Staatswirthschaftlichen  Abhandlungen“  bieten,  dürfte  am  besten  aus 
dem  nachfolgenden  Inhaltsverzeichnis«  der  vor  Kurzem  beendeten  ersten  Serie  zu 
ersehen  sein : 

Auf  einen  Programm -Artikel  folgen  Aufsätze  zur  Eisenbahnfrage,  über  die 
Erbpacht,  über  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Geschäftsgewinn,  Auswanderung  und 
Colonisation , Steuern  und  Zc'le,  über  den  modernen  Verfassungsstaat  als  Rechtsstaat. 
Internationale  Arbeitsgesetzgebung,  Arbeiter -Versicherung,  die  Lehre  vom  Werth, 
Agrargesetzgebung , Gefangenen- Arbeit,  die  Ausdehnung  der-  Staatswirthschaft . über 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Waldschutzfrage,  Staatliche  Maassregeln  zur  besseren 
Einkommensvertiieilung , die  Industrie  am  Niederrhein,  die  soziale  Frage  auf  dem 
Lande,  Verstaatlichung  der  Bergwerke,  zur  Innungsfrage,  das  Ureigenthum , Mittel 
gegen  Arbeitslosigkeit,  die  Wucherfrage,  die  naturwidrige  Wasserwirtschaft  der 
Neuzeit,  über  den  schlesischen  Notstand,  über  V.  A.  Huber. 

Die  Recensionen  besprechen  Werke  von  Ernst  Adolph,  J.  Albertus,  Eduard 
Baltzer,  Joh.  H.  Becker,  A.  Bebel,  Charles  M.  Dupuy,  Henry  W.  Farnam,  Henry 
Fawcett,  Joseph,  Fuchs,  A.  Gehrke,  Gottfried  Germanus,  Dr.  L.  Hirt,  Arthur  von 
Hohenberg,  Friedrich  Kleinwächter,  M.  Kowalewski,  Ernst  Mercator,  Dr.  Moritz 
Meyer,  Dr.  Aug.  v.  Miaskowski , Richard  Michaelis , Dr.  J.  Minoprio,  M.  A.  Reitler, 
Adolph  Sarater,  S.  Selimölder,  Julius  Schvarcz,  II.  Settegast , Dr.  Adolph  Soetbeer, 
Dr.  Karl  Umpfenbach , Theodor  v.  Varnbüler,  Ferdinand  Wöllmer,  Dr.  Otto  Zacharias 
und  anderen  Autoren. 

Die  Literarische  Uebersicht  enthält  u.  A.  Artikel  über  Arbeiten  von  Anselme 
Blanchard,  O.  Kotze,  Erzbischof  Dr.  Paul  Melchers,  Dr.  Ed.  Reich,  Ludw.  Rosenh.tyn, 
Oswald  Sucker. 

Der  erst«  Jahrgang  187!) dt)  (10  Hefte)  kostet  cplt.  .1  eleg.  Einband  10  Mk. 

In  der  Juli  1880  begonnenen  zweiten  Serie  der  ,, Staate 'virtlischaftlichen  Abhand- 
lungen“ gelangen  u.A.  die  nachstehenden  Fragen  zur  Erörterung : Das  Tabaksmonopol, 
die  Verstaatlichung  des  Versicherungswesens , die  gewebliche  Biidungsfrage , die 
Währungsfrage , die  Eisenbahntariffrage,  Bank-  und  Kreditorganisation,  der  volks- 
wirtschaftliche Senat,  die  bäuerliche  Erbfolge,  die  Haftpflicht,  die  Arbeiterve. - 
Sicherung , internationale  Arbeitsgesetzgebung,  die  Fabrik  - Gesetzgebung  und  ihre 
Mängel,  die  Entwicklung  der  Grossindustrie,  Produktiv -Gewerkschaften  etc.  etc. 

Bestellungen  sowohl  auf  einzelne  Hefte  ä 1 Mk.,  wie  auf  eine  Serie  von  10  Heften 
zum  ermässigten  Preise  von  Mk.  8,50  nimmt  jede  Buchhandlung  entgegen. 


Ferner  erschien  im  Verlage  des  Unterzeichneten: 


Der  pinvMigi  Stand  der  WisclMie, 


Kulturhistorische  Skizze  von  K.  Kautsky. 
Preis  1 Mark. 


Weiter  erschienen: 

Dante,  Ueber  die  Monarchie.  Deutsch  von  Lecky,  Geschichte  des  Geistes  der  Auf- 
Dr.  Iluhatscli.  Jl  1.  klärung  in  Europa.  Jl  7. 

Dühring,  Schicksale  meiner  sozialen  Mettrie,  Der  Mensch  eine  Maschine.  Jl  0,60. 
Denkschrift.  Jl  1.  I Popper,  Das  Recht  zu  leben  und  die  Pflicht 

Kursus  der  Philosophie.  Jl  0.  zu  sterben.  Jl  2.40. 

Gensichen,  Danton.  Jl  1,50:  Völkel,  Das  Vernünftige  und  Bewusste 

Kircbmann,  Grundbegriffe  des  Rechts  j in  der  Natur  und  die  Weltanschauung 


Die 

(je  4 Bo 

lieh  eine  Serie  von  10  Heften  bildend.  Die  brennenden  wirtbschaftliehen  und  soziai- 


Von 


Georg  Vollmar, 


Preis  50  Pfennig. 


IRLAND, 


und  der  Moral. 

Prinzip  des  Realismus. 

— - Kommunismus  der  Natur. 


ismus. 


Jl  1,25.  | der  Zukunft.  Jl  1. 

Ji  1,20.  | Wollny,  Freiheit  und  Charakter  des  Meu- 

. U 0.50.  j sehen.  Jl  1,20. 


sehen. 


Jl  1,20.  ’ 


Jl  1. 


Leipzig. 


Erich  Kosclmy  (L.  Heimann’s  Verlag). 


J 


Druc^:  W.  Fink  in  Leipzig. 


